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Vorwort

Der Klimawandel ist ein globales Pro-
blem, das nur durch viele lokale Bei-
träge gelöst werden kann. Wir wissen: 
Maßnahmen zum Klimaschutz und 
zum Energiesparen bringen auf kom-
munaler Ebene die größten Vorteile. 
Langfristig können sie die kommuna-
len Haushalte ganz erheblich entlas-
ten. Aus diesen Gründen ist der Kli-
maschutz ein zentrales Thema für die 
nordrhein-westfälischen Städte und 
Kommunen.

Die „Leipzig Charta zur nachhaltigen 
europäischen Stadt“ hat Ziele für den 
Klimaschutz in der Stadtentwicklung 
formuliert. Die individuellen Maßnah-
men und Instrumente muss jede Stadt 
im Kontext ihrer übergreifenden Ent-
wicklungsziele formulieren. Sie sollten 
sich in allen kommunalen Planungen 
wiederfinden, denn der Klimaschutz 
ist eine Querschnittsaufgabe.

Im März 2008 hat die Bauminister-
konferenz der Länder ein klimaschutz-
politisches Paket verabschiedet, das 
quartiersbezogene Konzepte fordert 
und einen besonderen Fokus auf den 
Wohnungsbestand legt. Nordrhein-
Westfalen verfolgt das erklärte Ziel, 
den Klimaschutz stärker als bisher in 
der Stadtentwicklung zu verankern. 
Deshalb haben wir Ende 2008 die 
Förderrichtlinien des Landes entspre-
chend ergänzt: Kommunen, die integ-
rierte Konzepte zur baulichen Aufwer-
tung vorlegen, sollen dabei ab sofort 
auch die Ergebnisse einer stadtklima-
tischen Betrachtung berücksichtigen. 
Außerdem sollen sie Vorschläge ma-
chen, wie man Energie einsparen und 
Treibhausgase reduzieren kann. 

Die Förderrichtlinien für den Neubau 
und die Modernisierung von Wohnun-
gen wurden ebenfalls dem Ziel ange-
passt, durch bauliche Maßnahmen 
eine bessere Energieeffizienz zu er-
reichen. 

Die Kommunen müssen eine Strate-
gie entwickeln, um Klimaschutz und 
Klimafolgenanpassung miteinander 
zu verzahnen. Damit erhöhen sich die 
Chancen, sowohl kommunalpolitische 
Unterstützung als auch private Part-
ner und Verbündete zu finden.

Der „Leitfaden Klimaschutz in der in-
tegrierten Stadtentwicklung“ stellt 
anhand zahlreicher Beispiele Hand-
lungsfelder sowie Fördermöglichkei-
ten von Bund und Land übersichtlich 
dar und zeigt konkrete Schritte zur 
Umsetzung auf. Er wendet sich vor al-
lem an Planer und interessierte Kom-
munalpolitiker.

Viele Kommunen haben sich – nicht 
zuletzt angestoßen durch den „Inves-
titionspakt zur Erneuerung der sozia-
len Infrastruktur“ – bereits ausführ-
lich mit dem Klimaschutz befasst und 
ihn in eine Gesamtstrategie eingebet-
tet. Ich wünsche mir, dass der Leit-
faden diese Aktivitäten unterstützt 
und noch zögernden Kommunen 
 einen entsprechenden Anreiz gibt.

Lutz Lienenkämper
Minister für Bauen und Verkehr
des Landes Nordrhein-Westfalen
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Einleitung

Soziale Stadt: Duisburg-Bruckhausen

Klimaschutz auf 
kommunaler Ebene

Nach vielen Jahren abnehmender Auf- 
merksamkeit besteht gegenwärtig auf 
kommunaler Ebene ein starker Bera- 
tungs- und Informationsbedarf über  
die Frage der Integration des Klima- 
schutzes in die integrierte Stadtent-
wicklung. Wie können zeitgemäße Kli- 
maschutzkonzepte erstellt und klima- 
sensitive Planungen realisiert und ent- 
sprechende Zielgruppen wirksamer 
erreicht werden?

Begünstigt durch eine forcierte Kli-
maschutzpolitik auf EU-, Bundes- und 
Landesebene sowie eingebettet in eine 
breite fachliche und öffentliche Dis-
kussion erleben wir in Deutschland 
zurzeit eine „Renaissance“ des kom-
munalen Klimaschutzes. Diese Renais- 
sance zieht allerdings eine wichtige 
Veränderung gegenüber den frühen 
Klimaschutzkonzepten und -aktivitä- 
ten nach sich: Die Integration des Klima- 
schutzes in alle kommunalen Hand-
lungsfelder und in die Stadtentwick-
lung wird zu einem wichtigen Eckpfei-
ler kommunalen Handelns.

So besteht die Herausforderung für 
kommunale Politik und Planung in 
Nordrhein-Westfalen darin, auf lokaler 
Ebene Aktivitäten und Maßnahmen zu 
bündeln und weiterzuentwickeln, die 
auf eine fortschreitende langfristige 
Reduk tion von Treibhausgasemissio-
nen hinwirken (Mitigation). Zahlreiche 
Städte sammeln hier seit vielen Jah-
ren Erfahrungen mit der Entwicklung 
und Umsetzung von Klimaschutz-
projekten in den unterschiedlichsten 
Sek toren.

Zudem sehen sich kommunale Politik 
und Planung auch in Nordrhein-West-
falen zunehmend mit planerischen 
und politischen Herausforderungen 
der Folgewirkungen des Klimawandels 
konfrontiert. Von der Zunahme extre-
mer niederschlagsbedingter Hochwas- 
serereignisse und Hitzeperioden im 
Sommer, aber auch von den Folgewir-
kungen extremer Sturmwetterlagen 
geht ein erhebliches Schadenspoten-
zial für alle Lebensbereiche aus. Dies 
führt dazu, dass Städte beginnen, 
sich auf das Thema der Anpassung 
an den Klimawandel (Adaptation) ein-
zustellen und einen entsprechenden 
Aufbau von Zuständigkeiten und Ka-
pazitäten zu betreiben. 

Dass Mitigation und Adaptation nicht 
zwei voneinander unabhängige Stra-
tegien sind und aufeinander bezogen 
werden müssen, lässt sich am Beispiel 
der Energieversorgung illustrieren: 
Eine verstärkte Nutzung erneuerba-
rer Energien und der damit verbunde-
ne Ausbau dezentraler Versorgungs-
strukturen führt auf der einen Seite 
zu einer langfristigen Reduktion von 
Treibhausgasemissionen. Auf der an-
deren Seite trägt eine stärkere De-
zentralisierung in gesamtstädtischer 
Perspektive zu einer Verringerung der 
Abhängigkeit von zentralen Versor- 
gungsanlagen und Infrastrukturen bei. 
Damit vermindern sich die negativen 
Auswirkungen extremer Wetterereig-
nisse, wenngleich diese auch bei er-
neuerbaren Energien Ausfallmuster 
auslösen können. 

Klimaschutz in der  
Quartiersentwicklung

Im komplexen Wechselspiel von ge- 
samtstädtischer Entwicklung und Quar- 
tiersentwicklung liegt insbesondere 
für die Stadtplanung die Herausfor-
derung darin, die Doppelstrategie von 
Mitigation und Adaptation auch in ein-
zelnen Stadtquartieren effektiv umzu- 
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setzen. Dabei besteht ein wichtiger 
Gestaltungsrahmen in der Einwerbung 
von Mitteln der Städtebauförderung 
des Landes. Diese stellt Städten finan- 
zielle Mittel für die Entwicklung von Ge- 
bieten mit verstärktem Entwicklungs-
bedarf bereit. Aufgrund der in vielen 
Stadtquartieren bestehenden mehrdi- 
mensionalen Problemlagen lassen sich  
mit einer Förderung allerdings nur  
dann dauerhafte Effekte erzielen, wenn  
alle relevanten Handlungsfelder und  
alle Akteure im Stadtteil in ressort- 
übergreifende Konzeptionen einbezo- 
gen werden. Klimaschutz ist dabei ein 
wichtiger Baustein.

Der Ansatz der integrierten Stadtent-
wicklung ist heute gängige Praxis in 
allen Programmen der Städtebauför-

derung. Für die Aufnahme in eines der 
Förderprogramme ist die Erstellung 
eines integrierten Handlungskonzepts 
verpflichtend, das neben der Darstel-
lung der Problemlagen und Potenzia-
le eines Stadtgebiets zielorientierte, 
integrierte Lösungsansätze aufzeigt 
und Umsetzungspfade benennt. Inte-
grierte Stadtentwicklungskonzepte er- 
möglichen so eine Bündelung knapper 
städtischer Ressourcen und bergen 
darüber hinaus das Potenzial, inner-
halb der Stadt einen breiten Konsens 
zwischen Politik und Bürgerschaft her- 
zustellen. Sie sind somit auch Schlüs- 
selinstrumente für die Entwicklung und 
Umsetzung von Klimaschutzmaßnah-
men auf Quartiersebene. 

Der Nutzen einer Integration des Kli-
maschutzes in die Stadtentwicklung 
ist dabei immens: Neben einer Reduk-
tion von Emissionen, der Aufwertung 
von Quartieren und der Gewinnung von 
Akzeptanz bei städtebaulichen Moder- 
nisierungen etabliert sich der Klima-
schutz zunehmend als ein lokaler Wirt- 
schaftsfaktor und Innovationsmotor. 
Arbeitsplätze vor allem in kleineren 
und mittleren Handwerksbetrieben 
und bei Herstellern in der Baubranche 
können so gesichert und neu geschaf-
fen werden. 

Der hier vorliegende Handlungsleitfa-
den soll Städte in Nordrhein-Westfalen 
und hier insbesondere die Zielgruppe 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in den kommunalen Planungsämtern 
bei der Erstellung integrierter Stadt- 
entwicklungskonzepte unterstützen. 
Er systematisiert die Problemlagen, 
dokumentiert überörtliche Zielvorga- 
ben und stellt sowohl für die Prozess- 
gestaltung als auch für die Erarbei- 
tung und Umsetzung von Maßnah-
menpaketen in relevanten Sektoren 
Handlungsempfehlungen zusammen. 
Eine wichtige Basis hierfür sind insge-
samt 20 Interviews mit Akteurinnen 
und Akteuren in den Umwelt- und Pla-
nungsfachbereichen aus zehn deut-
schen Kommunen, deren Analysen, 
Erfahrungen und Empfehlungen in 
diesen Handlungsleitfaden einflossen. 

„Klimaschutz ist immer ein gesamtstädtisches Oberziel. Daher steht das 
Thema auch immer im Vordergrund. Es handelt sich nie um eine freiwillige 
Sache, sondern um ein  Zukunftsthema.“   
                                                            (Gerhard Osnadik, Stadt Gelsenkirchen, Referat Umwelt)
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Zerstörte Strommasten im Münsterland im November 2005 

Klimawandel in Nordrhein-Westfalen 
Folgen und Ansatzpunkte für die integrierte         Stadtentwicklung

Globale und 
regionale Klima-
veränderungen

Als ein globales Phänomen wirkt sich 
der Klimawandel regional in unter-
schiedlichem Maße aus. Der im Früh- 
jahr 2007 veröffentlichte 4. Sach-
standsbericht des Zwischenstaatli-
chen Ausschusses für Klimaänderun- 
gen (IPCC) erwartet weltweit zum 
Jahr 2100 eine Zunahme der globalen 
Durchschnittstemperatur zwischen 
1,1 °C und 6,4 °C im Vergleich zum Re-
ferenzjahr 1990. Für die letzten 100 
Jahre ist bereits ein durchschnittli-
cher Temperaturanstieg von 0,74 °C 
wissenschaftlich belegt. Auch im un-
wahrscheinlichen Falle einer kurzfris-
tigen weltweiten radikalen Reduktion 
von Treibhausgasemissionen werden 
die Folgen des weltweiten Klimawan-
dels in den kommenden Jahren weiter-
hin spürbar bleiben, da die den Treib-
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hauseffekt auslösenden Gase sich 
erst über einen langfristigen Zeitraum 
wieder abbauen. Der IPCC schätzt, dass  
künftig die Erwärmung global auf maxi- 
mal circa zwei Grad Celsius beschränkt  
werden müsse, um die größten drohen- 
den Folgewirkungen des Klimawandels  
zu vermeiden. Das Expertengremium 
rät dringlich zu deutlichen Minderun-
gen gefährlicher Treibhausgase bis zum  
Jahr 2050 in einer Dimension von 80 
bis 95 Prozent in den Industrieländern 
(IPCC 2007).

Städte tragen weltweit mit ihren Ge-
samtemissionen erheblich zum Klima-
wandel bei und sind gleichzeitig von 
dessen Folgen in besonderem Maße 
betroffen. Bereits heute sind urbane 
Zentren für ca. 80 Prozent der anthro- 

Abb. 2.3 : Globale ober�ächennahe Durchschnittstemperatur. Quelle: Hadley Centre (2005) 
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pogen verursachten Treibhausgase ver- 
antwortlich. Außerdem liegen viele 
Städte in stark gefährdeten Regionen,  
z. B. an Küsten oder in Flussniederun- 
gen, und sind so den Folgen des Klima- 
wandels besonders ausgesetzt. 

Nordrhein-Westfalen ist das bevölke-
rungsreichste und am dichtesten be-
siedelte Bundesland Deutschlands. Es 
leben über acht Millionen Menschen 
in Städten mit mehr als 100.000 Ein-
wohnern. An Rhein und Ruhr konzen-
trieren sich besonders dicht besiedel- 
te städtische Gebiete. In diesen Bal-
lungszentren werden die Folgen des 
Klimawandels mittelfristig besonders  
deutlich zu spüren sein (MUNLV 
2009). 
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Globale oberflächennahe Durchschnittstemperatur
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Folgewirkungen in Städten Nordrhein-Westfalens

Temperaturentwicklung in Nordrhein-Westfalen

Klimatopkarte des Ruhrgebiets

Veränderungen 
des lokalen Klimas

Die Studie „Klimawandel in Nordrhein-
Westfalen – Regionale Abschätzung 
der Anfälligkeit ausgewählter Sekto-
ren“ des Potsdam-Instituts für Klima-
folgenforschung (PIK 2009) prognos-
tiziert auch für Nordrhein-Westfalen 
signifikante Veränderungen des regi-
onalen Klimas: So erwartet die Studie 
z. B. eine deutliche durchschnittliche 
Erwärmung um 1,7 °C für die Jahre 
2036–2065 gegenüber dem Referenz- 
zeitraum 1961–1990. 

Die durchschnittliche Erwärmung wirkt  
jedoch saisonal differenziert: Von ei-
nem starken Anstieg der Temperatu-
ren ist während der Sommermonate 
(in einigen Monaten über 3 °C) aus-
zugehen, von einer mittleren Erwär- 
mung hingegen im Herbst und Winter 
sowie einem eher geringen Tempera-
turanstieg im Frühjahr. In Zukunft ist 
daher mit einer steigenden Anzahl von 
Hitzetagen insbesondere im Sommer 
zu rechnen. Die sommerlichen Hitze-
wellen werden demnach nicht nur in-
tensiver als bisher ausfallen, sondern  
voraussichtlich auch länger. Insbeson- 
dere in den Ballungsräumen Nord-
rhein-Westfalens sowie im Rheintal 
droht so die Ausbildung von soge-
nannten städtischen Hitzeinseln, die 
den Hitzestress verstärken. Einer der 
Gründe für die höheren Temperatu-
ren in Städten ist die verminderte Ver-
dunstung von Wasser durch Pflanzen 
(Evapotranspiration), die temperatur-
ausgleichend wirkt (MUNLV 2009; PIK 
2009). Städtische Gebiete weisen zu-
dem durch ihre hohe Bebauungs- und 
Bevölkerungsdichte sowie durch ihren 
hohen Versiegelungsgrad durchschnitt-
lich höhere Temperaturen auf als länd- 
liche Regionen. Das beobachtete Tem-
peraturgefälle zwischen „Stadt und 
Land“ ist in den frühen Nachtstunden 
besonders ausgeprägt (MUNLV 2009). 
Ein Ausgleich des Hitzeinseleffekts ist 
gegeben, wenn dicht bebaute Quartie- 
re in der Nähe größerer Grünflächen lie- 
gen. Die Klimatopkarte des Ruhrgebiets 
(siehe rechts) zeigt mit den rot markier- 
ten Flächen Gebiete auf, in denen die-
ser Ausgleich nicht gewährleistet ist.

Bei den Niederschlägen prognostiziert  
das PIK eine deutliche Zunahme im 
Winter (um 10–20 mm) und eine gleich- 
zeitige Abnahme von Niederschlägen in 
den Sommermonaten (bis zu 20 mm).  
So erhöht sich das Risiko von Hoch- 
wasserereignissen und Starkregenfäl- 
len in besondere im Frühjahr und Win- 
ter, während in bestimmten Regionen  
Phasen anhaltender Trockenheit im 
Sommer sich mit kurzfristigen Stark-
regenereignissen abwechseln. Auch  
der hohe Versiegelungsgrad der Städte 
erhöht das Risiko der Verwundbarkeit 
von Siedlungsstrukturen gegenüber 
Sturzregen. Die Dimensionierung des 
vorhandenen Kanalnetzes wird sich  
an diese Veränderungen des Wasser-
dargebotes anpassen müssen (MUN-
LV 2009, UBA 2005).

Vor allem in den Mittelgebirgsregio-
nen Nordrhein-Westfalens und dort 
vor allem im Bereich der der Haupt-
windrichtung zugewandten Hanglagen 
(Weserbergland und südliches Berg-

land) wird der Niederschlag voraus-
sichtlich stärker zunehmen als am Nie- 
derrhein oder im westfälischen Tief-
land, während in der Kölner Bucht so-
gar ein Rückgang der Niederschlags-
mengen erwartet wird. 

Die PIK-Studie prognostiziert schließ-
lich eine Zunahme von schweren Stür-
men und Orkanereignissen für ganz 
Nordrhein-Westfalen. In seinen Modell- 
rechnungen geht das Institut von einer 
Zunahme schwerer Sturmtage mit  
Spitzengeschwindigketen von über  
89 km/h um 28 Prozent und einem 
Anstieg der Orkantage mit Spitzenge-
schwindigkeiten von über 103 km/h um 
60 Prozent aus (Zeitraum 2035–2065 
gegenüber 1961–1999) (PIK 2009). 
Hiervon werden in besonderem Maße 
weniger dicht besiedelte Räume in 
Nordrhein-Westfalen wie die Eifel, das 
Sauerland, das Weserbergland und 
Teile im westlichen Münsterland be-
troffen sein.

Quelle: Regionalverband Ruhr

Quelle: PIK 2009
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Ansatzpunkte für Emissionsminderungen in Nordrhein-Westfalen

Gesellschaftliche  
Folgewirkungen

Die Veränderungen des lokalen Kli-
mas manifestieren sich auch in gesell-
schaftlichen Folgewirkungen: 

 Die Folgen des Klimawandels haben 
direkte Auswirkungen auf die Gesund- 
heit des Menschen. So kann häufige- 
res Auftreten von Extremwetterereig-
nissen zu erhöhten Krankheits- und 

Sterberaten führen. Zum Beispiel star-
ben während der langen Hitzewelle im 
Sommer 2003 in Europa 55.000 Men-
schen an den Folgen von Hitzestress. 
Zudem begünstigen die veränderten 
klimatischen Bedingungen auch das 
Auftreten vorhandener bzw. neuer, z. B. 
tropischer Krankheiten durch eine Ver- 
breitung von Krankheitsüberträgern 
wie Mücken und  Zecken oder durch  
eine Verunreinigung des Grundwas-
sers. Auch kann die Ausbreitung von 
Pflanzen mit allergener Wirkung Ein-
fluss auf die Gesundheit des Menschen 
nehmen (PIK 2009).

 Die prognostizierten häufiger auf- 
tretenden Überschwemmungen und  
Sturmereignisse werden sich zukünf- 
tig in einer Zunahme von Gebäude- und  
Infrastrukturschäden niederschlagen. 
Besonders gefährdet sind Bebauungen  
entlang von Fluss- und Bachläufen, 
aber auch in Gebieten mit hohem Ver- 
siegelungsgrad (Rückstau des Kanal- 
systems). 

 Die Infrastruktureinrichtungen für 
alle Arten der Energieerzeugung wer- 
den von den Auswirkungen extremer 
Wetterereignisse betroffen sein und 
Einfluss auf Erzeugungspotenziale so- 
wohl bei fossilen als auch erneuerba-
ren Energieträgern ausüben (Wupper. 
tal Institut 2008a). In Hitzeperioden 
umfasst dies Probleme bei der Sicher- 
stellung der Versorgung von Kraftwer- 
ken mit ausreichend Kühlwasser 
oder Rohstoffen, aber auch stärker 
auftretende Schäden bei extremen 
Windereignissen. Aber auch Nutzungs- 
und Einsatzpotenziale erneuerbarer 
Energien werden von Extremereignis-
sen betroffen sein, die zu veränderten 
Ausfallmustern von Komponenten zu- 
künftiger Energiesysteme oder gar die-
ser selbst führen können (Luhmann/ 
Fischedick 2004, Wuppertal Institut 
2008a).

Unwetter in Nordrhein-Westfalen 2009

CO2-Emissionen in NRW (in Mio. t)

300

275

250
1990 1994 1998 2002 2004

In Nordrhein-Westfalen stellt sich die Verantwortung zur 
Senkung klimaschädigender Treibhausgase in besonderem 
Maße: Es ist das Bundesland mit den höchsten Treibhaus-
gasemissionen in Deutschland. Allein 2006 wurden durch 
die Verbrennung fossiler Energierohstoffe 287,1 Mio. t CO2 
ausgestoßen, das sind ca. 36 Prozent der gesamten bundes- 
deutschen energiebedingten CO2-Emissionen (784 Mio. t). 
Zwischen 1990 und 2006 sind die CO2-Emissionen nur 
leicht gesunken (4 Prozent), während zur gleichen Zeit die 
Emissionen im Bundesdurchschnitt um 17,3 % gesenkt 
werden konnten. Nordrhein-Westfalen hat daher ein gro-
ßes Potenzial für Emissionseinsparungen und somit auch 
die Chance, bundesweit eine Vorreiterrolle einzunehmen.

In Nordrhein-Westfalen ist der Anteil der Emissionen aus der 
Industrie vergleichsweise hoch. So wurden 2006 43,5 Pro- 
zent der CO2-Emissionen durch die Industrie ausgestoßen. 
Darauf folgen der Anteil von Haushalten und Gewerbe mit 
18,8 Prozent und der Verkehrssektor mit einem Anteil von 
16,9 Prozent. Allerdings wurden bisher im Industriesektor 
die größten Reduktionen realisiert. Gegenüber 1990 haben 
die industriebedingten Emissionen um 26,6 Prozent abge-
nommen, vor allem durch die gesunkene Energieintensität 
und einen Wechsel in der Zusammensetzung des Energie-

mixes. Im Verkehrssektor haben die Emissionen in der-
selben Zeit lediglich um 3,7 Prozent abgenommen, in den 
privaten Haushalten, im Gewerbe und im Dienstleistungs-
sektor hingegen um 5,3 Prozent zugenommen. 

Nordrhein-Westfalen ist geprägt durch seine großen Ver- 
dichtungsräume. Beispielsweise hat allein die Landeshaupt- 
stadt Düsseldorf im Jahr 2005 einen Ausstoß von 6,1 Mio. t 
CO2 angegeben. Die Verteilung auf die einzelnen Sektoren 
entspricht in etwa dem Landesdurchschnitt, wenn auch 
der Anteil der Emissionen aus dem Industriesektor in Düs-
seldorf geringer ausfällt. 

Quelle: Energiebilanz Nordrhein-Westfalen 
http://www.it.nrw.de/statistik/h/daten/eckdaten/r322energie.html

I N F o K A S t E N
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Überörtliche Zielvorgaben strukturie-
ren zunehmend auch die Klimaschutz-
aktivitäten auf kommunaler Ebene. 

Während in den 1990er-Jahren die 
Kommunen in Deutschland Vorreiter 
in der Entwicklung von Klimaschutz-
maßnahmen waren, hat sich das Bild 
im politischen Mehrebenensystem in 
den letzten Jahren deutlich differen-
ziert: Sowohl auf EU- und Bundes- als 
auch auf Landesebene wurden unter- 
dessen rechtliche Vorgaben und Maß-
nahmenpakete entwickelt, die die Ak-
tivitäten auf kommunaler bzw. regio-
naler Ebene maßgeblich beeinflussen 
und unterstützen. 

Auch das Spektrum der überörtlichen 
Akteure, die Kommunen in ihren  Klima- 
schutzanstrengungen zur Seite stehen, 
hat sich deutlich erweitert, wie die Zu-
sammenstellung der folgenden über-
örtlichen Zielvorgaben zeigt. 

Zielkorridore auf  
europäischer Ebene

Sowohl in der Klimaschutzstrategie 
der EU als auch in der Leipzig Charta 
zur europäischen Stadt manifestiert 
sich ein wichtiger Referenzrahmen 
auch für die kommunale Politik und 
Planung in bundesdeutschen Städten. 

Klimaschutzstrategie der EU
Zur Umsetzung der Klimaschutzstra-
tegie der EU legte die EU-Kommission 
im Januar 2008 ihren Vorschlag eines 
Klima- und Energiepaktes vor. Unter 
dem Motto „20 20 by 2020“ werden 
Strategien, Maßnahmen und Vertei-
lungen der durch die Mitgliedstaaten 
zu erbringenden Beiträge vorgeschla-
gen, die in der EU während der kom-
menden Dekade zu einer 20-prozen-
tigen Reduktion von Treibhausgasen 
gegenüber 1990 und zu einem Anteil 
erneuerbarer Energien von 20 Prozent 

Zielvorgaben auf EU-, Bundes- und Landesebene
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Emissionshandels-
Richtlinie

CCS-
Richtlinie

EU-Richtlinie für 
erneuerbare Energie

EMV-Richtlinie 
für Fahrzeuge

Ökodesign-
Richtlinie

Gebäude-
richtlinie

Energie-
Dienstleistungs-

Richtlinie

Richtlinie zur 
Förderung der KWK 

Energieeffizienz-
Aktionsplan

Fuel-Quality- 
Richtlinie

SET-Plan

Effort-Sharing- 
Vereinbarung

Klimapolitik

TechnologiepolitikEnergiepolitik

 Ziel 1: 
20 % Minderung in Treibhausgasen 

im Vergleich zu 1990

Ziel 3:
20 %  erneuerbare Energien

Ziel 2: 
20 % Primärenergieeinsparung 

im Vergleich zum Trend

 

 

Treibhausgasemissionen im Trend und in einem 30-%-Reduktionsszenario, 
EU27, Verminderung in Sektoren 
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30 %  Zielwert

Kioto Zielwert
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(30-%-)Einsparungen erzielt durch:

am Primärenergieverbrauch führen 
sollen. Für den Fall, dass andere Indus- 
trienationen vergleichbare Anstren-
gungen unternehmen, stellt die EU 
für die Phase nach 2012 sogar eine 
Emissionsminderung von 30 Prozent 
in Aussicht. 

In die Zielvorgaben eingeschlossen 
sind die bereits im Europäischen Akti-
onsplan für Energieeffizienz (Europä-
ische Kommission 2006) enthaltenen 
Vorschläge für eine Steigerung der 
Endenergieeffizienz um 20 Prozent.1

1 http://ec.europa.eu/energy/action_plan_
energy_efficiency/doc/com_2006_0545_
de.pdf

Quelle: Lechtenböhmer u. a. (2008)

Klimaschutzpaket der EU
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Gesamte Treibhausgasemissionen

ser auch auf EU-Ebene eine Schlüs-
selrolle im Klimaschutz zugewiesen. 
Mit der „Leipzig Charta zur nachhalti-
gen europäischen Stadt“, die im Mai 
2007 verabschiedet wurde, legten die 
EU-Mitgliedstaaten die Grundlage für 
eine neue Stadtpolitik in Europa. Die 
Charta, die sich an die Beschlüsse der 
Aalborg Charta von 1994 anfügt, stellt 
die Rolle der Kommunen für eine zu-
kunftsgerichtete Entwicklung in Eu-
ropa in expliziter Form heraus. Sie 
entwirft ein Modell der europäischen 
Stadt am Anfang des 21. Jahrhunderts, 
verbunden mit Leitvorstellungen wie 
z. B. Mit- und Selbstbestimmung der 
Bürgerinnen und Bürger, Nutzungsmi-
schung, soziale Integration oder Qua-
lität des öffentlichen Raums (Leipzig 
Charta 2007). 

Die für die Stadtentwicklung zuständi-
gen Ministerinnen und Minister  haben 
sich so in der „Leipzig Charta“ auf ge-

Leipzig Charta zur nachhaltigen 
europäischen Stadt
Da die Umsetzung staatlicher Geset-
zesvorhaben und Maßnahmenpakete 
erheblich von deren Umsetzung auf 
kommunaler Ebene abhängt, wird die-

14 Zielvorgaben auf EU-, Bundes- und Landesebene



Richtlinie 85/337/EWG des Rates über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen 
und privaten Projekten
Die Richtlinie soll zu einer Harmonisierung der Grundsät-
ze für die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP), insbeson- 
dere hinsichtlich der Art der zu prüfenden Projekte, der 
Hauptauflagen für den Projektträger und des Inhalts der 
Prüfung, führen. Der Aspekt der Klimasicherung soll in na-
her Zukunft in eine Novellierung der Richtlinie einbe zogen 
werden.

meinsame Grundsätze und Strategi-
en für die Stadtentwicklung geeinigt.
Sie verpflichten sich dazu, 

 eine politische Initiative in den Mit-
gliedstaaten zu starten mit dem Ziel, 
die Grundsätze und Strate gien der 
Charta in nationale, regionale und lo-
kale Entwicklungspolitiken zu integ-
rieren,

 das Instrument der integrierten 
Stadtentwicklung voranzubringen, die 
Governance-Strukturen für deren Um- 
setzung zu unterstützen und die hier-
für erforderlichen Rahmenbedingun-
gen auf nationaler Ebene zu schaffen,

 eine ausgeglichene räumliche Ent-
wicklung auf der Basis eines europäi-
schen polyzentrischen Städtesystems 
zu befördern (Leipzig Charta 2007).

Eine besondere Bedeutung kommt 
der Empfehlung der Ministerinnen 
und Minister zu, Ansätze einer integ-
rierten Stadtentwicklungspolitik stär-
ker zu nutzen und benachteiligten 
Stadtquartieren spezielle Aufmerk-
samkeit zu widmen. Dabei wird unter 
integrierter Stadtentwicklungspolitik 
eine „gleichzeitige und gerechte Be-
rücksichtigung der für die Entwick-
lung von Städten relevanten Belange 
und Interessen“ verstanden. Qualität-
volle öffentliche Räume herzustellen  
und zu sichern sowie eine aktive In-
novations- und Bildungspolitik umzu-
setzen sind dabei maßgebliche Hand-
lungsstrategien.

Der Klimaschutz spielt in der Charta 
insofern eine Rolle, als dort u. a. eine 
Modernisierung der Infrastrukturnet- 
ze, eine forcierte Steigerung der Ener-

gieeffizienz, die Förderung eines leis-
tungsstarken und preisgünstigen 
Stadt verkehrs sowie eine den Klima-
wandel berücksichtigende städtebau-
liche Aufwertungsstrategie beschlos-
sen wurden. Die europäischen Städte 
werden aufgerufen, verstärkt die Auf-
lage von integrierten Stadtentwick-
lungsprogrammen auf gesamtstädti- 
scher Ebene zu prüfen (Leipzig Char-
ta, 2007).

Rechtlich rahmensetzende 
Vorgaben der EU

Richtlinie 2002/91/EG des EU-Parlaments 
und des Rates über die Gesamtenergieeffi zienz von 
Gebäuden („Gebäuderichtlinie“)
Die Richtlinie soll dazu beitragen, die Energieeffizienz von Ge- 
bäuden zu erhöhen. Sie beinhaltet Mindestanforderungen zur  
Gesamtenergieeffizienz, eine Verordnung zur  Inspektion von  
Heizungsanlagen und eine Verpflichtung zur Erstellung von 
Gesamtenergieeffizienznachweisen (Energieausweis).

Richtlinie 2006/32/EG über Endenergieeffizienz 
und Energiedienstleistungen
Die Richtlinie soll dazu beitragen, mindestens 9 Prozent 
des Endenergieverbrauchs der EU-Mitgliedstaaten im Zeit- 
raum zwischen 2008 und 2016 durch Energiedienstleis-
tungen und andere Energieeffizienzmaßnahmen  gegen- 
über einer Referenzperiode von 2002–2005 einzusparen. 

Richtlinie des Parlamentes und des Rates zur Förderung 
der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen 
im Elektrizitätsbinnenmarkt (2001/77/EG)
Die Richtlinie soll dazu beitragen, 12 Prozent des Brutto-
inlandsenergiever brauchs und 22,1 Prozent des Gesamt-
stromverbrauchs bis 2010 aus erneuerbaren Energien zu 
generieren.

  I N F o K A S t E N
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Das Programmpaket auf Bundesebene

Auftragung einer Dämmung

Das Raumordnungsgesetz (ROG) ent-
hält die Grundsätze der Raumordnung 
(§ 2), die mit ihrer Neufassung Ende 
2008 deutlicher als bisher auf Klima-
schutzbelange ausgerichtet wurden.

 So ist den räumlichen Erfordernis-
sen des Klimaschutzes Rechnung zu 
tragen sowohl durch Maßnahmen, die 
dem Klimawandel entgegenwirken, 
als auch durch solche, die der Anpas-
sung an den Klimawandel dienen. 

 Der Wiedernutzung brachgefalle-
ner Siedlungsflächen, der Nachver-
dichtung und der Innenentwicklung 
ist Vorrang vor der Neuinanspruch-
nahme von Freiflächen einzuräumen.

Mit der Novelle 2004 (EAG Bau 2004) 
des Baugesetzbuchs (BauGB) wurde 
durch die Erweiterung der allgemei-
nen Zielvorgaben der Klimaschutz als 
Schutzziel im Baugesetzbuch veran-
kert (§ 1 Abs. 5). Kommunen haben 
nun das Recht, mit ihrer Bauleitpla-
nung Ziele zu verfolgen, die dem all-
gemeinen Klimaschutz dienen und 
auf die Steigerung von Energieeffizi-
enz zielen.

In Nordrhein-Westfalen zielen die Ener- 
gie- und Klimaschutzstrategie, die An-
passungsstrategie des Landes und 
die Novellierung der Richtlinien für 
die Stadterneuerung darauf, die Kom-
munen in ihren klimaschutzbezoge-
nen Aktivitäten zu unterstützen.

Das Paket enthält 29 Einzelmaßnah-
men, deren Umsetzung bereits zum 
größten Teil erfolgt ist oder die sich ge-
genseitig in Umsetzung befinden. Die-
se umfassen u. a. die Forcierung der 
Energieeffizienz im Gebäudebereich  
(z. B. Energiesparverordnung, Vor-Ort- 
Energiesparberatung, Förderprogram- 
me der KfW), die Förderung erneuer- 
barer Energien (Marktanreizprogramm,  
Energie-Einspeisegesetz, Erneuerba- 
ren-Energien-Wärmegesetz), die stär-
kere Diffusion effizienter Versorgungs-
technologien (Novellierung des KWK-
Gesetzes) oder Endverbrauchsgeräte 
(Top-RunnerAnsatz).

 Einen starken Modernisierungsimpuls 
hat der von der Bundesregierung ini-
tiierte „Investitionspakt zur energe-
tischen Modernisierung der sozialen 
Infrastruktur“ gegeben, der Kommu-
nen bei der Erneuerung von Schulen 
und Kindergärten unterstützt. Im Jahr 
2008 wurden so von Bund, Ländern 
und Gemeinden Investitionen von ins-
gesamt 600 Millionen Euro getätigt. 
Aufgrund der hohen Nachfrage wird 
der Investitionspakt im Jahr 2009 
mit einem Volumen von 900 Millionen 
Euro fortgeführt (BMVBS 2009).

Gesetzgebung im
Bauplanungsrecht 

Auch die Gesetzgebung im Raumord-
nungs- und im Bauplanungsrecht hat 
unterdessen den Klimaschutz auf über- 
geordneter Ebene integriert. 

Das Energie- und Klimaschutzpro-
gramm der Bundesregierung sowie 
eine verstärke Berücksichtigung von 
Klimaschutzbelangen im Baupla-
nungsrecht stärken den Klimaschutz 
in der integrierten Stadtentwicklung 
auf zwei Ebenen:

Integriertes Energie- und 
Klimaschutz programm (IEKP)

Mit dem integrierten Energie- und  Kli- 
maschutzprogramm der Bundesregie-
rung vom Dezember 2007 (auf Basis 
der Meseberger Beschlüsse vom Au-
gust 2007) ist beabsichtigt, die Stei-
gerung der Nutzung von erneuerbaren 
Energien und der Energieeffizienz in 
Deutschland deutlich voranzutreiben 
und somit einen Beitrag zu leisten, die 
Klimaschutzziele der Bundesregierung 
bis 2020 zu erreichen. 

In quantitativer Hinsicht legt das IEKP 
eine Emissionsreduktion von 30 Pro- 
zent bis zum Jahr 2020 im Vergleich 
zu 1990 fest. Bei forcierten Emissi-
onsminderungen auf EU-Ebene ver-
pflichtet sich die Bundesregierung 
sogar zu einer freiwilligen Emissions- 
reduktion von  40 Prozent (–26 Prozent 
im Vergleich zu 2005). Dieses Ziel soll  
u. a. durch Verdoppelung des Anteils  
von erneuerbaren Energien auf 25 bis 
30 Prozent und des Anteils von Kraft-
Wärme-Kopplung (KWK) auf 25 Pro-
zent in der Stromproduktion erreicht 
werden.

Städtebauliche Planung am Dortmunder U/Energieeffizienzquartier Rheinische Straße
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Wichtige legislative Maßnahmen
im Rahmen des IEKP

Novelle der Energieeinsparverordnung (EnEV 2009)
Die Verordnung über energiesparenden Wärmeschutz und 
energiesparende Anlagentechnik bei Gebäuden (Energie-
einsparverordnung – EnEV) schreibt Bauherren bautech-
nische Mindestanforderungen bezüglich des effizienten 
Energieverbrauchs vor. Die Gebäude müssen gegenüber 
der alten Regelung (EnEV 2007) um 30 Prozent spar samer 
im Energiebedarf sein. 
Link: www.praxis.enev-online.de/2009/0318_bmvbs_
enev2009_wesentliche_aenderungen.pdf

Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG)
Mithilfe dieses Gesetzes soll der Anteil der erneuerbaren 
Energien an der Wärmebereitstellung bis zum Jahr 2020 
auf 14 Prozent ausgebaut werden.
Link: www.bmu.de/erneuerbare_energien/gesetze/waer-
megesetz/ueberblick/doc/40556.php

Novellierung des 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes (KWKG)
Mit der Novellierung des Kraft-Wärme-Kopplungsgeset-
zes sollen eine Förderung der Modernisierung von KWK- 
Anlagen wieder aufgenommen und neue Fördertatbe stände 
eingeführt werden. Zu den neuen Fördertatbe ständen zäh-
len der Ausbau der KWK-Anlagen ohne Größenbeschrän-
kung sowie der Aus- und Neubau von Wärmenetzen.
Link: www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Energie/
energieeinsparung,did=190682.html

Kollektoren als Fassadenelemente Stadtumbau-West Projekt in Dorsten-Wulfen

Gesetzliche Grundlagen im 
Raumordnungs- und Bauplanungsrecht

Raumordnungsgesetz (ROG)
in der Fassung vom 22.12.2008
§ 1 Abs. 1: Aufgabe und Leitvorstellung der Raumordnung
§ 2 Abs. 2, insbesondere Nr. 1, 2, 3, 5 und 6: Grundsätze der 
Raumordnung.

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom
23.09.2004, zuletzt geändert am 24. 12.2008 
§ 1 Abs. 5 und Abs. 6, Nr. 7: Klimaschutz als Schutzziel
§ 1 Abs. 6, Nr. 7: Berücksichtigung bestimmter klimarele-
vanter Aspekte in Bauleitplänen
§ 5 Abs. 2 Nr. 6: Darstellung von Flächen für Nutzungsbe- 
schränkungen oder Vorkehrungen zum Schutz gegen schäd- 
liche Umwelteinwirkungen im Flächennutzungsplan
§ 9 Abs. 1 Nr. 23: Festsetzung von Gebieten, in denen  
„bestimmte Luft verunreinigende Stoffe nicht oder nur  
beschränkt verwendet werden dürfen“ und in denen „bei 
der Errichtung von Gebäuden bestimmte bauliche Maß-
nahmen für den Einsatz erneuerbarer Energien wie insbe-
sondere Solarenergie getroffen werden müssen“.1

§ 11 Abs. 1: Städtebauliche Verträge, die ein wichtiges Ins-
trument öffentlich-rechtlicher Vereinbarung von besonde-
ren städtebaulichen Zielen darstellen können.
§ 13a: Das vereinfachte Verfahren erleichtert die Durchfüh-
rung von Planungen im Innenbereich.
§ 136: Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen, die unter an- 
derem dazu beitragen sollen, „dass die Siedlungsstruktur den  
Erfordernissen des Umweltschutzes, den Anforderungen an  
gesunde Lebens- und Arbeitsbedingungen“ entspricht.
§ 171a: Stadtumbaumaßnahmen, die unter anderem dazu 
beitragen sollen, „dass die Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
sowie die Umwelt verbessert werden“ und „freigelegte Flä-
chen einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung oder 
einer […] Zwischennutzung zugeführt werden“.

1 Allerdings stellt Klimaschutz nur einen von zahlreichen öffentlichen 
und privaten Belangen dar, die es nach §1 Abs. 7 BauGB gegeneinander 
und untereinander gerecht abzuwägen gilt.

Fachplanungsrecht
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Solarsiedlung in Gelsenkirchen-Schaffrath

Strategien auf Landesebene 

Klimaschutzkonzept 

Die Zielsetzung des umfangreichen  
Maßnahmen- und Handlungspaketes  
„Mit Energie in die Zukunft – Klima- 
schutz als Chance“ vom April 2008 be- 
steht darin, „ein nachhaltig starkes Wirt- 
schaftswachstum“ bei gleichzeitiger 
„Reduktion von CO2-Emissionen“ zu er- 
reichen. Nordrhein-Westfalen möchte 
so bis 2020 eine Minderung der CO2-
Emissionen um 81 Mio. t gegenüber 
2005 erreichen. Hierzu will die Landes- 
regierung den Verbrauch von Energie 
reduzieren, den Anteil der erneuerba-
ren Energien an der Energieversor-
gung steigern, die Effizienz vor allem 
in der Verstromung fossiler Energie-
träger erhöhen, die dafür notwendigen 
Technologien erforschen, entwickeln 
und in den Markt einführen und den 
internationalen Energietechnologie-
transfer forcieren (MWME 2008).

Für die Integration des Klimaschutzes 
in die Stadtentwicklung ist die Energie- 
und Klimaschutzstrategie insofern re- 
levant, als die Themen Energieeffizienz 
und Nachrüstungsmaßnahmen von 
Wohnungsbeständen unter der Berück- 
sichtigung wirtschaftlicher Tragfähigkeit  
in Zukunft integraler Bestandteil der 
Stadtplanung sein sollen. Das Konzept  
enthält eine Vielzahl landesspezifischer  
Maßnahmen, in die auch Kommunen  
und Stadtplanung als wichtige Hand-
lungsakteure einbezogen sind.

Anpassungsstrategie 

Die Strategie zur Anpassung an den 
Klimawandel wurde 2009 erarbeitet 
(MUNLV 2009). Sie stellt für das Land 
erstmals alle verfügbaren Informati-
onen und langfristigen strategischen 
Handlungsbedarfe zusammen. Ziel der 
Landesregierung ist es, im Rahmen 
dieser Strategie das Wissen und das 

Problembewusstsein um regionale Fol- 
gen des Klimawandels und entspre- 
chende Anpassungskapazitäten zu stär- 
ken und Handlungsoptionen und Maß- 
nahmen zu initiieren. 

Die in der Anpassungsstrategie be-
schriebenen Klimaveränderungen ha- 
ben sowohl positive als auch negative 
Auswirkungen auf die unterschiedli-
chen Lebens-, Natur- und Wirtschafts-
bereiche in Nordrhein-Westfalen. Sys- 
tematisch werden hier die Folgewir- 
kungen fortschreitenden Klimawan-
dels auf Landwirtschaft, Wälder, biolo-
gische Vielfalt, Wasserwirtschaft, Tou- 
rismus, Gesundheit, Städte und Bal-
lungsräume sowie Anlagensicherheit 
in Nordrhein-Westfalen dargestellt. Für 
die als „anfällig“ identifizierten Regi-
onen und Zielsektoren werden Maß-
nahmen entwickelt, um die jeweilige 
Anfälligkeit zu reduzieren und ent-
sprechend die jeweilige Anpassungs-
kapazität zu erhöhen (MUNLV 2009).
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Umbau Kasernenbestand und Nachverdichtung in Münster (Lincoln-Quartier)

Bauministerkonferenz 
der Bundesländer und die 
 Städtebauförderung in 
Nordrhein-Westfalen

Im März 2008 fassten die Bauminis-
terinnen und Bau minister der Bun-
desländer weitreichende Beschlüsse 
zum Klimaschutz und stellten eine 
erste umfassende Bestandsaufnah-
me der Länder über Potenziale und 
Notwendigkeiten zum Klimaschutz im 
Gebäudesektor vor (MBV, 2008). Da 
der Gebäudesektor allein in Deutsch-
land bereits 37 Prozent der CO2-Emis-
sionen verursacht, ist laut Bauminis-
terkonferenz (BMK) eine Fokussierung 
auf die CO2-Einsparungspotenziale im 
Siedlungsbestand notwendig, um die 
ehrgeizigen Klimaschutzziele der Bun-
desregierung zu erreichen. In Zukunft 
sollen daher der Klimaschutz stärker 
berücksichtigt und die Nutzung er- 
neuerbarer Energien sowie Maßnah-
men zur Energieeinsparung in den 
Bereichen Bauen, Wohnen und Stadt-
entwicklung in den einzelnen Ländern 
gefördert werden (Bauministerkon-
ferenz 2008a). Gleichzeitig rief die 
Konferenz den Bund auf, sich an ent-
sprechenden Aktivitäten zur Optimie-
rung von Klimaschutzmaßnahmen im 
Gebäudebestand zu beteiligen (MBV 
NRW 2008).

Die BMK betont die Notwendigkeit, 
nachhaltige Stadtentwicklung stärker 
als bisher auf die Stabilisierung der ge- 
wachsenen Stadtstrukturen und die In-
nenentwicklung zu konzentrieren. Die 
vorhandenen Instrumente der Städte- 
bauförderung, der Wohnraumförde- 
rung und der Bauleitplanung, so die 
Konferenz, müssen hinsichtlich dieser 

„Die Bauministerkonferenz sieht den Klimawandel als eine zentrale Her-
ausforderung unserer Zeit an und ist sich für die zukünftige Gestaltung der 
Themenfelder „Bauen, Wohnen und Stadtentwicklung“ und „Staatlicher 
Hochbau“ der besonderen Verantwortung für den Klimaschutz bewusst.“
 (Bauministerkonferenz, 2008a)

Landesvorschriften

Förderrichtlinien Stadterneuerung 
2008 (Runderlass des Ministeriums  
für Bauen und Verkehr des Landes  
Nordrhein-Westfalen vom 22.10.2008  
– V.5 – 40.01  
(http://www.mbv.nrw.de)

„Die umfassende Entwicklung, Neuordnung und Aufwertung des Gebietes 
ist (…) in einem Stadtentwicklungskonzept oder einem Stadterweiterungs-
konzept darzustellen (…). Auch sind  dabei die Ergebnisse einer stadtklima-
tischen Betrachtung/Verbesserung zu berücksichtigen sowie Vor schläge 
zu Einsparung von Energie und zur Reduzierung von Treibhausgasen 
vorzulegen.“               [Punkt 4.3 Abs. 2, Förderrichtlinie Stadterneuerung 2008]

Schwerpunktsetzung weiterentwickelt 
und stärker miteinander verzahnt wer- 
den. Wichtige Handlungsfelder werden 
in der Klimafolgenanpassung und da 
konkret im Ausbau und Betrieb der 
Infrastruktur gesehen sowie in der 
Förderung der Umnutzung, Instand-
setzung, Modernisierung und des Um-
baus des Gebäudebestandes (Baumi-
nisterkonferenz 2008b).

Aufbauend auf die Beschlüsse der BMK 
hat Nordrhein-Westfalen die Förder-
richtlinien Stadterneuerung im Okto-
ber 2008 novelliert. Übergreifende Ziel- 
setzung der Städtebauförderung ist die 

Herstellung und Sicherung nachhalti- 
ger städtebaulicher Strukturen in den 
Städten Nordrhein-Westfalens. Klima-
schutz und die Anpassung an die 
nicht vermeidbaren Folgen des Klima-
wandels wurden in den Förderrichtli-
nien wie folgt verankert.

Damit wird ein Grundstein gelegt, 
Klimaschutz als ein integrales Hand-
lungsfeld neben anderen Elementen 
bei der Entwicklung von Stadtent-
wicklungskonzepten (auch: kommu-
nalen integrierten Handlungskonzep-
ten) von Beginn an mitzudenken und 
in planerische Abwägungsprozesse 
mit einzubeziehen.

I N F o K A S t E N
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Klimaschutz als Ziel und Prozess in der        integrierten Stadtentwicklung

Viele Städte und Gemeinden haben 
in ihren Verwaltungen seit Anfang der 
1990er Jahre eigene Klimaschutzkom-
petenzen aufgebaut und entsprechen-
de Maßnahmenpakete entwickelt. Die 
Gründe hierfür sind vielfältig und von 
den jeweiligen politischen Rahmenbe-
dingungen abhängig, aber vier zentra- 
le Motivationen lassen sich unter-
scheiden: 

 Anstrengungen werden als eine 
freiwillige Selbstverpflichtung einer 
Kommune unternommen, um lang-
fristig an der Reduktion globaler Emis- 
sionen mitzuwirken. Eine Mitglied-
schaft im Klimabündnis e.V., die Teil- 
nahme am EU-Konvent der Bürger- 
meister oder eine eigene anspruchs- 
volle kommunale Zieldefinition von 
Emissionsminderungen sollen dabei 
den Klimaschutzaktivitäten vor Ort ei-
nen deutlichen Impuls verschaffen. 

 Kommunale Klimaschutzmaßnah-
men zielen auf eine Kostenersparnis 
bei den anfallenden Energiekosten 
einer Stadt oder einer Gemeinde. 
Durch die Sanierung eines Schulge- 
bäudes können z. B. 70 Prozent der 
anfallenden Energiekosten eingespart 
werden. 

 Kommunale Klimaschutzmaßnah-
men werden aufgelegt, um die lokale 
bzw. regionale Bauwirtschaft zu för-
dern. Im Sinne einer Wirtschaftsför-
derung trägt der Klimaschutz daher 
zur Stabilisierung kleiner und mittle-
rer Handwerks-, Bau- und Planungsun-
ternehmen bei. 

 Im zunehmenden Konkurrenzkampf 
der Städte begreifen einige Städte und  
Gemeinden Klimaschutzaktivitäten 
als Möglichkeit einer Profilierung nach  
außen sowie einer Identitätsbildung  

nach innen und versprechen sich Vor- 
teile im Zusammenhang mit Standort- 
entscheidungen von Bewohnern und/
oder Investoren. 

Im politischen Mehrebenensystem in 
Deutschland übernehmen Kommunen 
eine bündelnde, unterstützende und 
vermittelnde Rolle zwischen überörtli-
chen Maßnahmen (z. B. auf EU-, Bun-
des- oder Landesebene) und den jewei-
ligen Zielgruppen in einer Stadt (z. B. 
Wohnungseigentümerinnen und -eigen- 
tümern, Gewerbetreibenden, Verbrau- 
cherinnen und Verbrauchern). Mit ih-
ren spezifischen Möglichkeiten, Ziel-
gruppen direkt anzusprechen, sind sie  
ein wichtiger „Transmissionsriemen“ 
für die Umsetzung integrierter Maß-
nahmenpakete in mehrfacher Hin-
sicht: 

Passivhaus-Studentenwohnheim Neue Burse, Wuppertal 
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Klimaschutz als Ziel und Prozess in der        integrierten Stadtentwicklung

 Kommunen sind 
Verbraucher und Vorbild
Über die Einführung eines Energiema- 
nagementsystems in ihren Gebäude- 
beständen, den Abschluss von Ver- 
trägen zum Einspar-Contracting z. B. 
bei technischen Anlagen oder die For- 
cierung einer dezentralen bzw. rege- 
nerativen Energieversorgungsstruktur 
kann eine Kommune einerseits Ener-
giekosten sparen, andererseits eine 
starke Ausstrahlungskraft auch auf 
andere Akteure auf kommunaler Ebe-
ne ausüben.

 Kommunen sind 
Planer und Regulierende
Als Träger der Planungshoheit auf dem 
Gemeindegebiet können Kommunen  
Vorgaben für einen energetisch opti- 
mierten Städtebau oder die Art der  
Energieversorgungs systeme (z. B. An- 
schlusszwang bei Fernwärmenetzen) 
formulieren.

 Kommunen sind 
Versorger und Anbieter
Über die Stadtwerke besitzen Kom-
munen einen wichtigen Hebel zur Um-
setzung von Klimaschutzmaßnahmen 
auf der Versorgungs- und Nachfrage-
seite. Darüber hinaus sind lokale Mo-
bilitätsdienstleister ein Schlüsselak-
teur bei der Ausdehnung eines auf 
einem effizienten öffentlichen Nahver-
kehr basierenden Umweltverbundes. 

 Kommunen sind 
Berater und Promotor
Für die Ansprache unterschied licher 
Zielgruppen in einer Stadt kann die 
Kommune Informationen oder Bera-
tungsdienstleistungen anbieten, sich an 
der Qualitäts sicherung bestehender 
Angebote beteiligen oder gar eigene 
Förderprogramme zur energe tischen 
Gebäudemodernisierung auflegen.

Die Entwicklung, Gestaltung und Um-
setzung einer integrierten Stadtent-
wicklung schreibt der Kommune noch 
eine weitere Schlüsselrolle zu: die Inte- 
gration von Klimaschutzaktivitäten in 
konzeptioneller und fachlicher Hin-
sicht, das koordinierende Einbinden 
zentraler öffentlicher und privater Ak-
teure und die Abwägung von Klima-
schutzbelangen und anderen Zielen 
der Stadtentwicklung in einem politi- 
schen Aushandlungsprozess. Klima- 
schutz in einem derart erweiterten Ver- 
ständnis wird so zu einem gesamt- 
städtischen und akteursübergreifen-
den (Lern-)Prozess, in dem die Kom-
mune eine wichtige Moderatorenfunk-
tion übernimmt.

Handlungsbereiche und Aktivitätsfelder 
von Kommunen Scharnierfunktion zwi-
schen Bund/Land und Endverbrauchern 

Verbraucher und Vorbild

• Energiemanagement
• Einsparcontracting
• Dezentrale, regenerative 

Energieversorgung

Versorger und Anbieter

• Energiesparendes Bauen 
 bei kommunalen WBG
• Energiedienstleistungen über    

Stadtwerke 
• ÖPNV und Mobilititätsplanung

Planer und Regulierer

• Energetische Standards 
 in Siedlungsplanung
• Anschlusszwang von 
 Wärmenetzen

Promotor und Förderer

• Förderprogramme (Altbau-
 modernisierung und REN)
• Qualitätssicherung 
• Beratung und Öffentlich-
 keitsArbeit
• Vernetzung
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Klimaschutz kann im Zusammenhang 
mit städtebaulichen Sanierungsmaß-
nahmen nur dann effektiv praktiziert 
werden, wenn über die Ebene einzel-
ner Gebäude hinaus das Stadtquartier 
als Ganzes mit seinen vielfachen Funk- 
tionsverflechtungen betrachtet wird.  
Diesem Sachverhalt wurde bei der No- 
vellierung der Richtlinien Stadterneue-
rung im Jahr 2008 durch das nordrhein-
westfälische Bauministerium Rech- 
nung getragen: Von den zu erarbeiten- 
den Stadtentwicklungskonzepten wer- 
den nunmehr u. a. auch konkrete Vor-
schläge zur Energieeinsparung und 
Treibhausgasreduzierung gefordert. 

Städtebauliche Sanierungsmaßnah-
men werden in Gebieten durchge-
führt, in denen nach § 136 BauGB 
„städtebauliche Missstände“ vorlie-
gen. Auch solche Gebiete, in denen 
gegebenenfalls keine städtebau-
lichen, wohl aber energetische Miss-
stände vorliegen, können im Rahmen 
von Stadtumbaumaßnahmen nach 
§ 171a-d BauGB oder Gebäudemoder-
nisierungen nach § 177 BauGB eben-
falls aufgewertet werden. So wird im 
Programm „Soziale Stadt“ daneben 
ausdrücklich eine Konzentration sozi-
aler, ökonomischer und ökologischer 
Probleme genannt, die Anlass für die 
Gewährung einer Städtebauförde-
rung sein können. Zu städtebaulichen 
Missständen können auch eine unzu-
reichende energetische Infrastruktur 
oder eine räumliche Konzentration 
energetisch mangelhafter Gebäude 
zählen (Krautzberger 2009). 

Klimaschutz als Baustein in integrierten 
Stadtentwicklungskonzepten

Synthetische Klimafunktionskarte Gelsenkirchen 

22 Klimaschutz als Ziel und Prozess



 

Zusammenleben/
Integration

Arbeitsmarkt- und
Strukturpolitik

Gesundheit/
Pflege

Image/
Identität

Kultur

Ökologie

Schule/Bildung
Soziale Netze/

Bürgerschaftliches
Engagement

Sport/
Freizeit

Soziale
Infrastruktur/

Stadtteilzentren

Betriebe  Grundeigentümer
Wohnungsgesellschaften

Einzelhändler

Wirtschaftlich Handelnde

Frauen

Vereine/Verbände
    Alte Menschen

Alleinerziehende

Bewohner-
gruppen

Nonprofit-
Organisationen

                 Wirtschafts-
               Förderung/

  Lokale
Ökonomie

Wohnen

Verkehr

KLIMASCHUTZ
Kinder und

      Jugendliche

Zuwanderer

Arbeitslose
Stiftungen

Kirchen-
gemeinden

   Freie Träger der
Wohlfahrtspflege

Integrierte
Stadtteil-

Erneuerung Kriminal-
prävention

Städtebau/
Wohnumfeld-
verbesserung

einhergehend eine Verringerung der 
Energiekosten privater Haushalte und 
Betriebe,

 eine Aufwertung des Quartiers als 
Ganzes und damit attraktiveres in-
nenstadtnahes Wohnen,

 die Berücksichtigung stadtklima-
tologischer Aspekte wie der Erhalt 
und die Entwicklung von Frischluft-
schneisen. 

Als Grundlage für die Erstellung eines 
integrierten Stadtentwicklungskon- 
zeptes dient eine Analyse der Aus-
gangslage mit Benennung der Po- 
tenziale und Defizite. Unter Klima-
schutzgesichtspunkten zählen zu den 
Defiziten etwa stark frequentierte Ver- 
kehrsachsen, eine mangelhafte Rad- 
verkehrsinfrastruktur, emittierende Ge- 

Zentrale Indikatoren für ökologische 
Probleme können beispielsweise dar-
über hinaus Wohnumfeldmängel oder 
das Fehlen von (öffentlichen) Grün- 
und Freiflächen im Quartier sein. 

Städtebauliche Missstände gepaart 
mit evidenten Funktionsverlusten ei- 
nes Quartiers aufgrund des demogra-
fischen oder wirtschaftlichen Wandels  
begründen eine Förderung im Pro-
gramm „Stadtumbau“, während im 
Programm „Aktive Stadt- und Orts-
teilzentren“ Maßnahmen, die in einem 
integrierten Ansatz die Innenstädte 
langfristig stärken sollen, gefördert wer- 
den. Seit 2009 neu hinzugekommen 
ist die Förderung des „Städtebauli-
chen Denkmalschutzes“, mit dem bau-  
und kulturhistorisch wertvolle Stadt-
kerne erhalten und revitalisiert wer-
den sollen. 

Im Sinne einer integrierten Stadt-
entwicklung besteht die Herausfor-
derung darin, inhaltlich abgeleitete 
Handlungsfelder und gebietsbezo-
gene Betrachtungen eng miteinan-
der zu verzahnen, um daraus auf ein 
Quartier bezogene zielgerichtete 
Leitlinien der künftigen Entwicklung 
abzuleiten. Allgemeine Ziele von Kli-
maschutzmaßnahmen in integrier-
ten Stadtentwicklungskonzepten 
können sein:

 eine Verringerung der Umweltbe-
lastung und damit eine Verbesse-
rung der Gesundheitssituation der 
Bevölkerung, 

 eine Verbesserung der Energie- 
effizienz des Gebäudebestands so-
wie die Schaffung effizienterer Ener-
gieversorgungssysteme und damit 

Inhalte planerischer Abwägungsprozesse

„Die breite Öffentlichkeit müsste mehr involviert werden. […] Ein  
guter Ansatz hier ist der Weg über die Quartiere. Hier gab es bereits  
Bemühungen (Einladungen, Informationsveranstaltungen etc.) mit  
guter Resonanz.“                          (Dr. Wilhelm Grote, Stadt Dortmund, Umweltamt)
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werbebetriebe oder umfänglich vor-
handene schlecht sanierte Altbauten. 
Potenziale liegen dagegen in Brachflä- 
chen oder Baulücken, die entweder 
zur baulichen Entwicklung im Be-
stand oder aber zur Umwandlung in 
Grünflächen genutzt werden können.
Die Analyse sollte alle bestehenden 
gesamtstädtischen Konzepte, Planun-
gen und Initiativen einbeziehen. Dies 
sind beispielsweise der Flächennut-
zungsplan, Rahmen- oder Masterplä-
ne, ein Nahversorgungskonzept, ein 
eventuell vorhandenes Klimaschutz-
konzept, Luftreinhalte- oder Verkehrs-
rahmenpläne, aber auch bereits be-
stehende Beratungseinrichtungen zur 
Altbausanierung. Hier enthaltene, auf 
den Klimaschutz bezogene Aussagen 
gehen in der Regel über das Förderge-
biet hinaus bzw. sind für das gesamte 
Stadtgebiet angelegt.  Eine Auswer-
tung hinsichtlich ihrer Relevanz für 
das Programmgebiet gibt wichtige 
Ansatzpunkte für die Erarbeitung des 
Maßnahmenkatalogs.

Der nächste Schritt ist die Ermittlung 
der Handlungsbedarfe. Als hilfreich 
dabei hat sich die Einbeziehung der 
Bewohner sowie der im Stadtteil tä-
tigen Akteure beispielsweise in Werk-
stattgesprächen erwiesen. Durch das 
frühzeitige Einbinden bereits in der 
Phase der Konzepterstellung werden 
die Einsicht in die Notwendigkeit von 
Klimaschutzmaßnahmen erhöht und 
Aufmerksamkeit und Mitwirkungsin-
teresse erzeugt, welches sich spä-
ter in der Umsetzungsphase nutzen 
lässt.

Zuletzt steht die Erarbeitung kon-
kreter Maßnahmen an. Dabei wird 
es darauf ankommen, die in der Be-
standsaufnahme und in den Beteili-
gungsverfahren ermittelten Analyse-
ergebnisse und Handlungsbedarfe in 
Ansatzpunkte für gebietsspezifische 
Lösungen zu übersetzen. Aufgrund 
der thematischen Diversität der kli-
maschutzbezogenen Maßnahmen er- 
scheint es sinnvoll, sie bei der Kon-
zepterstellung in die einzelnen erar-

beiteten Handlungsfelder zu integrie-
ren und sie zudem gebündelt in einem 
eigenen Handlungsfeld darzustellen. 
Die Entwicklung eines Stadtquartiers 
oder eines Teilbereichs zum Energieef-
fizienzquartier bietet die Möglichkeit, 
in einem begrenzten Untersuchungs-
raum Klimaschutzmaßnahmen aus 
unterschiedlichen Sektoren integriert 
und forciert umzusetzen und auf ihre 
Effizienz hin zu überprüfen (siehe 
rechts).

Bei der zeitlichen Planung der Um-
setzung kann es von Vorteil sein, die 
zeitnahe Durchführung einzelner bau-
licher Sanierungsmaßnahmen an-
zustreben, um im Quartier deutliche 
Zeichen zu setzen und einen Multipli-
kations- bzw. Nachahmungseffekt bei 
lokalen Akteuren zu erzielen.

Stadtpark Krefeld-Fischeln 
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I N F o K A S t E N

„Energieeffizienzquartier Rheinische Straße“

C H E C K L I S t E

Klimaschutz als Baustein 
in der integrierten 
Stadtentwicklung

✔ Analyse der Ausgangslage
	  · Potenziale und Defizite im  

 Quartier bezogen auf den  
 Klimaschutz

	 · Auswertung gesamtstädtischer 
  Planungen/Initiativen in Bezug 
  auf ihre Relevanz im Quartier

✔  Handlungsbedarf ermitteln
	 ·  Erarbeitung gebietsspezifischer 

Handlungsziele
	 ·  dialogorientierter  

Erarbeitungsprozess 

✔  Maßnahmenplanung
	 · Formulierung von Einzelmaß-
  nahmen gemeinsam mit lokalen
  Akteuren
	 · zeitnahe Umsetzung einzelner 
  Sanierungsmaßnahmen

U-Turm Rheinische Straße, Dortmund

Bei der Erstellung des Stadtumbau-
konzepts Rheinische Straße („Dort-
munder U“) wurden sechs Entwick-
lungsschwerpunkte festgelegt. Diesen 
sind wiederum über 30 Einzelmaß-
nahmen zugeordnet, die in den nächs-
ten Jahren umgesetzt bzw. durch-
geführt werden sollen. Das gesamte 
Projekt beinhaltet sowohl Neubauvor-
haben als auch Modernisierungen im 
Bestand. Zur Sicherung innenstadt-
nahen Wohnens und zur integrierten 
Umsetzung von Klimaschutzmaß-
nahmen auf Gebäudeebene wurde in 
diesem Rahmen das „Energieeffizi-
enzquartier Rheinische Straße“ initi-
iert. In dem auf fünf Jahre (2009 bis 
2013) angelegten Projekt soll durch 
die drei Standbeine Energiesparbera-
tung, energetische Altbausanierung 
und Öffentlichkeitsarbeit eine deutli-
che Reduktion der Mietnebenkosten 
erreicht werden, wodurch auch die 
Kommune als Träger von Sozialleis-
tungen und Mietzuschüssen finanziell 
entlastet würde. 

1. Energiesparberatung
Die Beratung soll sich insbesondere 
an sozial schwächere Bewohnerin-
nen und Bewohner richten, da diese 
bisher aufgrund von Bildungs-, Inte-
grations- und sprachlichen Defiziten 
kaum Beratungsmöglichkeiten in An-
spruch nehmen. Die Ausrichtung auf 
die Zielgruppe soll durch mehrspra-
chige Informationsmaterialien und 
 eine Präsenz auf  diversen sozialen 
Ver anstaltungen erfolgen. 

2. Energetische Modernisierung
Nach einer Bestandserhebung unter 
Berücksichtigung von Gebäudetypo-
logien, Energiebedarf, Sanierungsbe- 
darf und Bereitschaft seitens der Ei-
gentümerinnen/Eigentümer und Mie-
terinnen/Mieter soll zunächst eine 
zügige Sanierung einzelner Gebäude 
als Demonstrationsobjekte durchge-
führt werden. Darauf folgt die breit an-
gelegte Sanierungsberatung im Quar- 
tier. Durch einen Katalog mit kleinen 
kostengünstigen technischen Energie- 

sparmaßnahmen sollen auch finanz-
schwachen Hausbesitzerinnen/Haus-
besitzern Möglichkeiten zum Energie-
sparen aufgezeigt werden.

3. Öffentlichkeitsarbeit
Regelmäßige Vorträge und andere Ak-
tivitäten zum Thema Energieeffizienz 
sollen die Aufmerksamkeit der Bewoh-
nerinnen/Bewohner langfristig auf- 
rechterhalten. Die Öffentlichkeits ar-
beit soll ab der zweiten Hälfte der Pro-
jektlaufzeit forciert werden.
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Klimaschutz als Prozess

Die Prozesshaftigkeit des Klimaschut-
zes in der integrierten Stadtentwick-
lung manifestiert sich auf verschiede-
nen Ebenen:

 innerhalb der Verwaltung,  
 als Prozess der Einbindung

 externer Akteure, 
 im Rahmen von Konzepten 

 und  Planungsdokumenten und 
 als Finanzierungsaufgabe 

Klimaschutz in der integrierten 
Stadtentwicklung organisieren

Nukleus bilden
In vielen Kommunen stellten die Ak-
tivitäten der Lokalen Agenda 21 bzw. 
die Bildung von Energie-Tischen Mitte 
der 1990er Jahre wichtige Ausgangs-
punkte für die Entwicklung und Um-
setzung von Klimaschutzmaßnahmen 
auf kommunaler Ebene dar. Dabei 
gingen die zentralen Impulse häufig 
von kommunalen Umweltämtern, in 
wenigen Fällen auch von den für den 
Gebäudebetrieb zuständigen Ämtern 
aus. Unzweifelhaft ist, dass die Nach-
haltigkeitsdebatte und die aufkom-
mende umwelt- und klimapolitische 
Debatte Anfang der 1990er Jahre wich- 
tige Impulse auch für Städte und Ge-
meinden gegeben hat, eigene Klima-
schutzkompetenzen aufzubauen. Die 
Berücksichtigung von klimaschutzre-
levanten Aspekten in allen kommuna-
len Handlungsfeldern wie z. B. in der 
Stadtentwicklung erfolgte dabei aller-
dings nicht automatisch. 

Der Schlüssel für die Gewährleistung 
von Kontinuität ist die Einrichtung ei-
ner ausdrücklich für den Klimaschutz 
zuständigen und kompetenten Stelle 
innerhalb der Verwaltung. Im Zusam-
menhang mit einer grundlegenden 
finanziellen Ausstattung für Klima-
schutzmaßnahmen sowie der Einstel-
lung bzw. Abstellung entsprechenden 
Personals ist somit der Nukleus kom-
munaler Klimaschutzaktivitäten ge-
schaffen. 

Einige Kommunen wie etwa die Stadt 
Münster gehen einen Schritt weiter 
und siedeln die Klimaschutzaktivi-
täten in einer eigens eingerichteten 
Stabsstelle im Amt für Grünflächen 
und Umweltschutz an. Während sich 

nicht pauschal beurteilen lässt, ob 
es günstiger ist, den Klimaschutz als 
Handlungsfeld von einem Fachbereich 
aus oder durch eine Stabsstelle zu ko-
ordinieren, reflektiert dieser Schritt 
in Münster jedoch institutionell eine 
deutliche Aufwertung des Themas in-
nerhalb der Verwaltung. 

Politische Unter stüt zung  
gewährleisten
Die Einholung politischer Unterstüt-
zung durch den Stadt- oder Gemein-
derat ist eine wichtige flankierende 
Maßnahme, um Verwaltungshandeln 
im Sinne des Klimaschutzes auf allen 

Ebenen den Rücken zu stärken. Die Er- 
stellung eines Klimaschutzkonzeptes 
oder die Definition von freiwilligen Re-
duktionszielen bietet dabei die Mög-
lichkeit, die politische Unterstützung 
von Klimaschutzmaßnahmen zumin-
dest auf der Zielebene zu erhalten. 

Hilfreich für die Gestaltung dieses po-
litischen Prozesses ist eine Mitglied-
schaft im Klimabündnis e. V. Sie ist an 
einen politischen Beschluss zu kon-
kreten Reduktionszielen gekoppelt. 
Ziel ist es, den CO

2-Ausstoß in einer 

Kommune alle fünf Jahre um zehn 
Prozent zu reduzieren und somit eine 
Halbierung der Pro-Kopf-Emission 
(Basisjahr 1990) bis spätestens 2030 
zu erreichen. Auch ein Beitritt zum 
„EU-Konvent der Bürgermeister“ ver-
pflichtet u. a., die gesamtstädtischen 
CO2-Emissionen bis 2020 um min-
destens 20 Prozent zu senken (siehe 
Kasten Seite 29). 

Eine weitere Möglichkeit ist die Be-
rücksichtigung des Klimaschutzes in 
übergreifenden Qualitätszielen der 
Stadtentwicklung. Zum Beispiel dient 
der Leitfaden „Klimaschutz und Stadt- 

planung Augsburg“ (Stadt Augsburg 
2007) sowohl innerhalb als auch au- 
ßerhalb der Verwaltung dazu, die Be-
lange der energieeffizienten Stadtpla-
nung zu verdeutlichen, Zusammen- 
hänge hervorzuheben und somit in 
die Entwicklung und Beurteilung ein-
fließen zu lassen.

Handlungsfelder lokalisieren
Bereitgestellte (zumeist knappe) finan- 
 zielle Eigenmittel unterliegen politi-
schen Konjunkturen und Abhängigkei-
ten. In Städten und Gemeinden, deren 

Wissenschaftspark Gelsenkirchen

„Der Klimaschutz hat in Rheine einen deutlichen Schub durch die  
Unterstützung der  lokalen Politik erfahren.“ 
                          (Michael Wolters, Technische Betriebe Rheine, Leitstelle Klimaschutz)
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Haushalte der Haushaltssicherung un- 
terliegen, sind die Handlungsspiel-
räume noch stärker eingeschränkt. 
Eine systematische Erfassung und 
ein Monitoring der Wirkungen umge-
setzter Maßnahmen werden dadurch 
deutlich erschwert – fließen verfüg-
bare Mittel in diesen Fällen doch eher 
in die Umsetzung einer zusätzlichen 
Maßnahme als in die Erfassung des 
Erreichten. 

Die Aufstellung einer CO2-Bilanz in 
einer Stadt ermöglicht jedoch eine 
derartige systematische Erfassung. 
Eine regelmäßige Aktualisierung ei-
ner CO2-Bilanz ist ein wichtiges Moni-
toringtool, um Emissionsverläufe zu 
kontrollieren, mögliche Erfolge von 
Maßnahmen im zeitlichen Verlauf zu 
dokumentieren und bei ungünstigen 
Ergebnissen entsprechende gegen-
steuernde Maßnahmen einzuleiten.

Das Klimabündnis e. V. und die Bundes-
geschäftsstelle des European Energy 
Awards haben gemeinsam mit der 
Schweizer Firma Ecospeed ein einfa-
ches, internetbasiertes Monitoring- 
und Berechnungstool für die Aufstel-
lung einer kommunalen Energie- und 
CO2-Bilanzierung entwickelt (Klima-
bündnis und EEA 2009), das auch von 
Kommunen erworben werden kann, die 
 nicht Mitglied im Klimabündnis sind. 

Die aus einer Bilanz zu benennenden 
Handlungsfelder sollten hinreichend 
konkret, auf der lokalen Ebene um-
setzbar und nachprüfbar sein im  Sinne 
einer qualitativen Ergebnissicherung.

Kapazitätsaufbau betreiben und 
Inhalte fachlich abstimmen
Eine Reihe von Fachbereichen ist im-
plizit oder explizit an der Entwicklung 
und Umsetzung von Klimaschutzmaß-
nahmen in einer Kommune beteiligt, 
wie etwa die Fachbereiche Umwelt, 
Planung, Abfall und Wirtschaftsförde-
rung. Punktuelle, durch Einzelprojekte 
oder Planungen ausgelöste Abstim-
mungen sind daher die Regel. 

Die Einrichtung einer regelmäßig 
 tagenden verwaltungsinternen Ar-
beitsgruppe zum Klimaschutz bildet 
hingegen insbesondere in größeren 

Verwaltungen eine wichtige Grund-
lage für die Entwicklung und Verste- 
tigung von Kooperationen. Beispiels-
weise erfordert die Teilnahme einer 
Kommune am European Energy 
Award®  die Einrichtung einer derar-
tigen verwaltungsübergreifenden Ar-
beitsgruppe („Energie-Team“), durch 
die ein Handlungsprogramm entwi-
ckelt und abgestimmt wird. Die wich-
tigste Funktion dieser Arbeitsgruppe 
liegt im verwaltungsinternen Kapazi-
tätsaufbau, in der übergreifenden Ko-
ordinierung von Maßnahmen sowie in 

der strategischen Weiterentwicklung 
des Handlungsprogramms. Kleinere 
Kommunen haben es hier leichter: 
Die im Vergleich zu größeren Städten 
übersichtlicheren Verwaltungsstruk-
turen ermöglichen  eine Abstimmung 
auch über den „kurzen Dienstweg“. 

Der Kooperation unter den Fachberei-
chen Umwelt, Planung und Wirt schaft 
(Wirt schaftsförderung) kommt inner-
halb der Verwaltung eine Schlüssel-
stellung zu. Während der Fachbereich 
Umwelt in der Regel für das Klima-

Bestandsentwicklung am Beispiel Duisburg Innenhafen
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Umbau einer Bestandssiedlung in eine Solarsiedlung in Köln-Riehl

schutzportfolio einer Stadt zuständig 
ist, hat der Fachbereich Planung ins- 
besondere bei der Errichtung von Neu-
bausiedlungen und Infrastrukturmaß-
nahmen prinzipiell eine starke Gestal- 
tungschance. Eine Kooperation ermög- 
licht daher die Integration z. B. von Be-
ratungsdienstleistungen beider Fach-
bereiche oder die integrierte Planung 
eines Bestands- bzw. Neubaugebietes. 

Die Wirtschaftsförderung ist ein wich-
tiger Akteur in der Ansprache von lokal 
ansässigen Unternehmen und in der 
Entwicklung eines gesamtstädtischen 
Marketingprofils. In Kooperation mit 
der Wirtschaftsförderung können z. B. 
Unternehmen durch Dienst- und Bera-

tungsleistungen unterstützt werden, 
die auf einen reduzierten Energie- bzw. 
Ressourcenverbrauch und somit auf 
eine Reduzierung von Produktionskos-
ten zielen (z. B. Öko-Profit). 

Einige Städte profilieren sich in ih-
rem Stadtmarketing mit dem Klima-
schutz bzw. mit Klimaschutztech-
nologien. Beispielsweise richtet die 
Stadt Gelsenkirchen Aktivitäten der 
Wirtschaftsförderung u. a. auf das 
Segment der Herstellung von Solar-
zellen aus (Solarstadt Gelsenkirchen 
e. V.). Durch diese Aktivitäten sollen 
die Nutzung insbesondere der solaren 
Energiegewinnung in Zusammenar-
beit mit der Industrie und dem Hand-

werk gefördert und die Solarindust-
rie als  lokaler Standortfaktor weiter 
aus gebaut werden (www.solarstadt- 
gelsenkirchen.de). Die Stadt verfolgt 
in diesem Zusammenhang eine integ-
rierte Strategie, in der die Förderung 
erneuerbarer Energieträger und die 
Steigerung der Energieeffizienz ge-
meinsam betrachtet werden.

„Weitere Effekte [einer verstetigten Kooperation] sind eine Verbesserung des  gegenseitigen Kenntnisstandes  
über Gestaltungsmöglichkeiten, Verfahrensabläufe und der Abbau von Verständigungsproblemen. Um ressort-
übergreifende Aufgaben gemeinsam zu lösen, ist ein Blick über das eigene Fachgebiet hinaus und damit eine  
Lösung von der ‚Fach-Rollen-Fixierung‘ erforderlich. Dafür ist es notwendig, dass Kenntnisse über Begrifflich- 
keiten und Verfahren der anderen Fachgebiete erworben werden.“                 (APUG  2005).

28 Klimaschutz als Ziel und Prozess



I N F o K A S t E N

Bereits im Jahr 1992 richtete die Stadt Münster einen 
kommunalen Beirat für Klima und Energie ein; ein Gremi-
um von Wissenschaftlern mit dem Auftrag, Empfehlungen 
zur Verringerung der CO2-Emissionen um 25 % bis 2005 
zu erarbeiten. Nach Abschluss dieser Arbeit etablierte die 
Stadt 1995 die Koordinierungsstelle für Klima und Ener-
gie (KLENKO), die die Empfehlungen des Beirats zu einem 
Handlungskonzept zusammenstellte und seitdem mit Er-
folg für ihre konsequente Umsetzung sorgt. Institutionell 
ist diese Koordinierungsstelle am Amt für Grünflächen und 
Umweltschutz der Stadt Münster angesiedelt. Die zentrale 

Aufgabe der KLENKO besteht in der Koordinierung, Initiie-
rung und Umsetzung der Aktivitäten von Bürgern, Verwal-
tung und sonstigen Stellen, die für den Energieeinsatz in 
Münster relevant sind. Die KLENKO ist an der Umsetzung 
eines aktuellen Klimaschutzkonzeptes der Stadt maßgeb-
lich beteiligt. Dieses Konzept wurde am 12.03.2008 ver-
abschiedet und enthält ein ambitioniertes Klimaschutz-
ziel mit einer CO2-Reduzierung von 40 % bis 2020 (Basis 
1990) und einen Anteil von 20 % erneuerbaren Energien 
an der gesamten Energieversorgung der Stadt. 

Der „Konvent der Bürgermeister“ ist eine Initiative der 
 Europäischen Kommission, die sich gezielt an Städte rich-
tet, die ihre CO2- Emissionen deutlich reduzieren wollen. 
Die Mitglieder des Konvents verpflichten sich, über die  Ziele 
des Energie- und Klimaschutzpakets „20 20 by 2020“ hi-
nauszugehen und durch die Umsetzung eines Aktionspla-
nes für nachhaltige Energie ihre CO2-Emissionen um min-
destens 20 Prozent zu verringern.

Neben der (Selbst-)Verpflichtung auf anspruchsvolle Re-
duktionsziele besteht für Kommunen die Möglichkeit, im 
Rahmen einer Teilnahme am Konvent, sich international 
in ihren Klimaschutzaktivitäten zu vernetzen, sich in einen 
produktiven Wettbewerb mit anderen Kommunen zu bege-
ben und die Mitgliedschaft für Image- bzw. Marketingakti-
vitäten zu nutzen. Aus Nordrhein-Westfalen sind folgende 
Kommunen dem Konvent bisher beigetreten: Aachen, Bie-
lefeld, Bonn, Dortmund, Iserlohn, Köln, Münster, Rheinberg 
und Rheine. 

„Das Lösungskonzept für die Herausforderung des  Klimawandels kann nur ein ganzheitliches, integriertes,  
langfristiges und vor allem von der Beteiligung der Bürger getragenes sein. Ein derart komplexer Ansatz lässt  
sich am besten auf lokaler Ebene entwickeln. Darum müssen die Städte die Führungsrolle bei der Umsetzung  
von Maßnahmen für eine nachhaltige Energienutzung übernehmen und in ihren Anstrengungen unterstützt  
werden.“                         (EU-Kommissar Andris Piebalgs) 

(Quelle: www.eumayors.eu/mm/staging/library/CoM_text_layouted/ 
Texte_Convention_DE.pdf)

Koordinierungsstelle für Klima und Energie (KLENKo) 

der Stadt Münster

Konvent der Bürgermeister

„Es gibt eine Koordinierungsstelle KLENKO (Koordinierungsstelle für Klima und Energie). KLENKO hat sich in 
Münster bewährt, da es hier gute Rahmenbedingungen gibt. Es herrscht eine Kultur zwischen den beteiligten
 Ämtern, in der die Zusammenarbeit gepflegt wird.“       (Heinrich Bruns, Stadt Münster, Amt für Grünflächen und Umweltschutz)

Bauen im Bestand in Aachen (Friedlandstraße)
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I N F o K A S t E N

European Energy Award®

Beim European Energy Award® handelt es sich um ein Qua-
litätsmanagementsystem und Zertifizierungsverfahren mit  
anschließender Auszeichnung, das Kommunen in der Opti- 
mierung und Umsetzung energie- und klimaschutzbezo-
gener Aktivitäten unterstützt. Eine Kommune wird bei Er- 
reichen von 50 Prozent der definierten Standards (Erschlie- 
ßung von Einsparpotenzialen und Nutzung erneuerbarer  
Energien) mit dem European Energy Award®, bei Erreichung  
von 75 Prozent mit dem European Energy Award®Gold aus- 
gezeichnet (European Energy Award® 2007a).

Die Teilnahme der Kommunen am European Energy Award®  
wird durch das Land Nordrhein-Westfalen gefördert. Kom-
munen, die erstmalig am Programm teilnehmen, erhalten 
eine Einstiegsförderung über einen Zeitraum von vier Jah-
ren. Die Förderung kann bis zu 70 Prozent der Ausgaben 
umfassen, die für externe Beratungsleistungen sowie den 
Programmbeitrag der Kommune aufgebracht werden müs-
sen. Zudem können für eine Folgeförderung weitere Mittel 
durch die Kommune beantragt werden (Energieagentur 
NRW 2009b).

Teilnahmebedingungen sind: 

 ein politischer Beschluss über die Teilnahme,
 der Abschluss einer Vereinbarung über die Teilnah-

me mit der Geschäftsstelle des European Energy 
Award® in Nordrhein-Westfalen,

 die Gründung eines kommunalen Energieteams,
 die Beauftragung eines akkreditierten European 

Energy Award®-Beraters und im Zertifizierungsfall 
eines externen Auditors,

 die Bereitstellung eines kommunalen Eigenanteils  
(European Energy Award® 2007).

Durch den Aufbau einer verwaltungsübergreifenden 
Arbeitsgruppe und die Verabschiedung eines Maßnah-
menplans bietet der EEA Kommunen die Möglichkeit ei-
nes verwaltungsinternen Kapazitätsaufbaus und einer 
fachbereichsübergreifenden Vernetzung. Die Auszeich-
nung verschafft zudem teilnehmenden Kommunen 
eine überörtliche Öffentlichkeit ihrer klimaschutzbezo-
genen Aktivitäten. 

In Nordrhein-Westfalen wurden folgende Kommunen 
bisher ausgezeichnet: Altenberge, Bielefeld, Blom-
berg, Bocholt, Bochum, Bonn, Borgentreich, Bottrop, 
 Castrop-Rauxel, Dortmund, Düsseldorf, Emmerich 
am Rhein, Gelsenkirchen, Havixbeck, Hemer, Lohmar, 
Münster, Nottuln, Oberhausen, Rommerskirchen, Saer-
beck, Senden, Solingen, Willich und Wuppertal.

„Der European Energy Award ist ein wichtiges Projekt, um verwaltungsinterne Kapazitätsbildung zu betreiben, 
eine Abstimmung erfolgt über Maßnahmen in den Sektoren Verkehr, Planung etc. Der EEA ist auch deswegen 
wichtig, weil Ist-Analyse und Stärken-Schwächen-Profil eine gute Grundlage für Weiterentwicklung von Maß-
nahmen sind.“                    (Michael Wolters, Technische Betriebe Rheine, Leitstelle Klimaschutz) 
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I N F o K A S t E N

Das Klimabündnis e. V. wurde 1990 gegründet und zählt 
heute über 1 400 Städte und Gemeinden sowie assoziierte 
Mitglieder wie Bundesländer, Provinzen, Regionen, Verbän-
de und Organisationen in Europa zu seinen Mitgliedern. In 
Nordrhein-Westfalen hat das Klimabündnis die meisten 
Mitglieder (93 Städte und Gemeinden) innerhalb Deutsch-
lands zu verzeichnen. 

Vorrangige Ziele des international arbeitenden 
Vereins sind:

 die Verringerung der Treibhausgasemission
 die Unterstützung indigener Völker
 der Erhalt der Tropenwälder und ihrer 

 biologischen Vielfalt

Um seine Ziele zu erreichen, arbeitet das Klimabündnis an 
Schnittstellen der lokalen, nationalen, europäischen und 
internationalen politischen Ebene und wird von  einem in-
ternational zusammengesetzten Vorstand geleitet und von 
der Europäischen Geschäftsstelle koordiniert.  

Zu den Aufgaben des Vereins gehören die Erarbeitung und 
Umsetzung von Klimastrategien, insbesondere in den Be-
reichen Energie und Verkehr, die Erarbeitung von Hand-
lungsempfehlungen und die Durchführung von Projekten 
und Kampagnen zu den drei Vereins zielen. 

Das Klimabündnis gibt teilnehmenden Kommunen um-
fangreiche Informationsmaterialien, Leitfäden und  Monito- 
ringtools an die Hand, zudem ermöglicht es eine internati-
onale Vernetzung klimaschutzaktiver Kommunen. 

(Quelle: http://www.klimabuendnis.org)

Klimabündnis e. V. 

C H E C K L I S t E

Klimaschutz in der 
integrierten Stadtent-
wicklung organisieren

✔  Organisationsstrukturen aufbau-
en und institutionelle Veranke-
rung des Klimaschutzes in der 
Verwaltung sicherstellen. 

✔  Kompetenz innerhalb der Ver- 
waltung aufbauen (z. B. über 
Aufbau einer verwaltungsüber-
greifenden Arbeitsgruppe)

✔  politische Unterstützung ein - 
holen und Zielkorridor (quantita-
tiv und qualitativ) der Klima- 
schutzmaßnahmen festlegen 

✔  Handlungsfelder im Rahmen der 
Arbeitsgruppe oder durch eine 
CO2-Bilanzierung lokalisieren

✔  Monitoringroutinen zur  
Erfolgskontrolle aufbauen

Straßenbahnhaltestelle Arenapark in 
Gelsenkirchen mit integrierter Solaranlage
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Sanierung eines Mehrfamilienhauses in Düsseldorf

Klimaschutz in der integrierten 
Stadtentwicklung prozedural 
ge stalten 

In ihrer Scharnierfunktion zwischen 
der Bundes- bzw. Landesebene auf 
der einen Seite und den Endverbrau-
chern auf der anderen ist die Kommu-
ne in der Entwicklung und Umsetzung 
von Klimaschutzmaßnahmen abhän-
gig von der Kooperation mit weiteren 
Akteuren in der Stadt. Die Möglichkei-
ten ihrer Einbindung sind vielfältig und 
lösen potenziell einen Multiplikator-
effekt bei anderen Zielgruppen aus:

 Eine Kooperation mit den lokalen 
Stadtwerken und Energieversorgern 
ermöglicht z. B. eine Abstimmung über 
oftmals zu kommunalen Aktivitäten 
komplementäre (Beratungs-)Dienst-
leistungen oder gar Förderprogram-
me. So kann die Kooperation dazu ge-
nutzt werden, die Energieversorgung 
in einem Stadtteil auf effiziente und 
kostengünstige Systeme (z. B. Kraft-
Wärme-Kopplung, Solarwärme etc.) 
umzustellen. 

 Eine Kooperation mit kommunalen 
Wohnungsgesellschaften ermöglicht 

eine koordinierte Ansprache von Mie-
terinnen und Mietern, ebenso können 
beispielhafte energetische Sanierun-
gen zeitnah durchgeführt werden, die 
Signalwirkung in einem Wohnquartier 
entfalten.

 Eine Kooperation mit Handwerker-
verbänden und Energieberaterinnen 
und Energieberatern ermöglicht die 
Sensibilisierung wichtiger Multiplika-
toren. Die gezielte Ansprache speziel-
ler Akteursgruppen oder die Initiierung 
einer Vor-Ort-Beratung in einem städ-
tischen Quartier wird so realisierbar. 

 Die Kooperation mit zivilgesell-
schaftlichen Akteuren eröffnet u. a. 
den Zugang zu Endverbraucherinnen 
und Endverbrauchern. Auf diese Weise 
können möglicherweise Sprach- und 
andere Barrieren bei der Ansprache von 
Zielgruppen überwunden werden. 

Verstetigte Netzwerke aufbauen
Der typische Fall eines kommunalen 
Netzwerks ist eine veranstaltungs- 
bzw. projektbezogene Kooperation 
z. B. mit Akteuren aus dem Handwerk 
und ihren Innungen, mit Architektin-
nen und Architekten, Kreditinstituten 

und Stadtwerken etc. In einem sol-
chen Rahmen können durchaus Ko-
operationsbeziehungen und Vertrau-
ensverhältnisse langfristig aufgebaut 
werden, obwohl die Zusammenarbeit 
in keinen formalen Organisationsrah-
men oder eine besondere Rechtsform 
(z. B. Verein) eingebettet ist. Die Vor-
teile derartiger Netzwerke liegen auf 
der Hand: Mit geringen Personalmit-
teln und finanziellen Ressourcen las-
sen sich Kooperationen kostengünstig 
realisieren. Die zentrale Vorausset-
zung dafür ist allerdings zumeist eine 
impulsgebende und koordinierende 
Rolle der für den Klimaschutz zustän-
digen Stelle in der Stadtverwaltung.

Die Handlungsspielräume einer Kom-
mune können maßgeblich erweitert 
werden, indem die Kooperationsbe-
ziehungen mit anderen Akteuren ver- 
stetigt und formalisiert werden. Bei- 
spiele hierfür sind die SAGA – Service- 
 agentur Altbausanierung in Düssel-
dorf oder die Initiative altbauplus e. V. 
in der Stadt und im Kreis Aachen. In 
beiden Initiativen sind die wichtigsten 
Partner der Stadt die jeweiligen Stadt-
werke und lokalen Verbraucherzentra-
len. In verstetigten Netzwerken werden 

„Auch ‚Nicht-Verwaltungsakteure‘ spielen eine große Rolle. Vor diesem Hintergrund ist es eine wesentliche  
Aufgabe der Koordinationsstelle/ des Koordinationsbüros zu vernetzen und Multiplikatoren für die Projekte  
zu finden. Es ist ein partizipativer Prozess!“     (Gerhard Osadnik, Stadt Gelsenkirchen, Referat Umwelt)
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Coesfeld mit dem Titel „Wohnen im 
Münsterland“, die von der Handwerks-
kammer Münster koordiniert wird und 
sich der Forcierung der energetischen 
Modernisierung in der Region wid-
met.1 Ein weiteres Beispiel ist Aachen, 
wo eine Erweiterung der altbauplus-In-
itiative von der kommunalen auf die 
Kreisebene betrieben wird. Die Qua-
lität derartiger Kooperationen muss 
sich allerdings daran messen lassen, 
inwiefern es gelingt, die traditionellen 
Eigenständigkeiten von Kommunen 
und Kreisen im Rahmen gemeinsamer 
Aktivitäten übergreifend zu koordinie-
ren und zu finanzieren. 

1 http://www.wohnen-im-muensterland.info

Grünflächen und Erholungsbereiche in der Gelsenkirchener Innenstadt

Aktivitäten zur Öffentlichkeitsarbeit 
koordiniert, Beratungsdienstleistungen 
gemeinsam angeboten sowie Qualifi-
kations- und Fortbildungsangebote 
unterbreitet. Beide genannten Netz-
werke zeichnen sich zudem dadurch 
aus, dass zusätzlich Förderprogram-
me angeboten werden. Formal verste-
tigte Netzwerke manifestieren sich in 
dauerhaft angelegten gemeinsamen 
Aktivitäten. Sie besitzen in der Regel 
eine eigene Dachmarke bzw. ein ein-
heitliches Logo und zumindest für ei-
nen begrenzten Zeitraum mehr per-
sonelle Kapazitäten und Sachmittel 
als projektbezogene Kooperationen. 

Kooperation in regionaler  
Perspektive
In Kommunen und Kreisen, die bereits 
langjährige Erfahrungen mit gebäude-
bezogenen Klimaschutzaktivitäten 
haben, lässt sich die Weiterentwick-
lung der Vernetzung von der kommu-
nalen in die regionale Ebene hinein 
beobachten. Beispiel hierfür ist die 
gemeinsame Informationskampagne 
des Kreises Steinfurt, der Stadt Müns-
ter sowie der Kreise Warendorf und 

Klimaschutz in der 
inte-grierten Stadt-
entwicklung prozedural 
gestalten

✔  Kooperationspartner in der 
Gesamtstadt problembezogen 
einbinden (z. B. Stadtwerke,  
Wohnungsgesellschaften, 
Handwerker(verbände) und 
Planerinnen und Planer, zivil-
gesellschaftliche Akteure) 

✔  zur Zielgruppenansprache  
und internen Kommunikation 
verstetigte Netzwerke auf bauen

✔  Vernetzungsprozess von der 
gesamtstädtischen Ebene in die 
Region hinein weiterent wickeln

C H E C K L I S t E
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Stadtumbau West 2006: Schillerpark in Oer-Erkenschwick

Klimaschutz in der  
integrierten Stadtent-
wicklung konzeptionieren

✔  übergreifende Konzeptionierung 
der Klimaschutzaktivitäten in 
der Gesamtstadt wie auch für die 
Entwicklung von Einzelquartieren

 
✔  Entwicklung von zeitlich und  

institutionell spezifizierten  
Arbeitsprogrammen

C H E C K L I S t E

Klimaschutz in der integrierten 
Stadtentwicklung konzeptionieren

Klimaschutzkonzepte weisen eine hilf- 
reiche Leitbild- und Koordinierungs-
funktion für die kommunalen Klima-
schutzaktivitäten auf, die sowohl auf 
die Steigerung der Energieeffizienz 
in den einzelnen Verbrauchssektoren 
als auch auf den Ausbau der erneu-
erbaren Energien zielen. Sie umfassen 
eine Reihe von Handlungs- und Akti-
onsprogrammen, die sich im Idealfall 
dadurch auszeichnen, dass sie ein 
quantitatives Reduktionsziel festle-
gen, Maßnahmenpakete in den un-
terschiedlichen Handlungsfeldern zu- 
sammenführen und im Sinne eines Ar-
beitsprogramms Festlegungen in or- 
ganisatorischer und finanzieller Hin-
sicht vornehmen. Sie sind daher ein 
wesentlicher Bestandteil bei der In-
tegration des Klimaschutzes in die 
Stadtentwicklung, denn über dieses 
Instrument  kann ein Abgleich zwi-
schen den Aktivitäten und Strategien 
auf gesamtstädtischer Ebene und den 
quartiersbezogenen Maßnahmen vor-
genommen werden.

Eine wichtige Funktion von Klima-
schutzkonzepten besteht darin, vor-
handene Ansätze, Projekte und Ideen 
aus allen relevanten Fachbereichen 
aufzugreifen und diese in einen Ge-
samtrahmen zu integrieren. In bishe-
rigen Konzepten wurden allerdings 
nicht immer alle relevanten Sektoren 

abgedeckt. Im Zentrum steht zumeist 
der Energiesektor (Wärme, Strom und 
Energieumwandlung), doch es gibt 
auch Konzepte, die die Bereiche Ver-
kehr oder Abfall umfassen. 

Klimaschutzkonzepte, die als Prozess 
angelegt sind, können darüber hinaus 
ein Schlüsselinstrument sein, um  ex- 
terne Akteure wie Stadtwerke, Hand-
werk, Immobilienbesitzerinnen und 
-besitzer, Architektinnen sowie Archi-

tekten anzusprechen und in den Klima- 
schutz einzubinden. 

Nachdem über Jahre hinweg nur we-
nige Klimaschutzkonzepte in Städten 
und Gemeinden in Nordrhein-Westfa-
len erstellt wurden, hat die Förderung 
des Bundes für kommunale Klima-

schutzkonzepte den Bestrebungen, 
sich einen konzeptionellen Rahmen 
zu schaffen, einen neuen Schub ge-
geben. Zuvor schreckten insbeson-
dere finanzschwache Kommunen oft- 
mals davor zurück, ein eigenes Klima-
schutzkonzept zu erstellen, da die 
Umsetzung der dort festzulegenden 
Handlungsempfehlungen und Maß-
nahmen nicht gewährleistet werden 
konnte. 

„Das bestehende Klimaschutzkonzept der Stadt Aachen stellt weiterhin 
einen wichtigen legitimato rischen Rahmen dar.“
                                                                                        (Klaus Meiners, Stadt Aachen,Fachbereich Umwelt)
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Klimaschutz in der integrierten 
Stadtentwicklung finanzieren 

Viele Maßnahmen z. B. im öffentlichen 
Gebäudebestand sind bereits aus einer 
betriebswirtschaftlichen Perspektive 
wirtschaftlich, d. h., sie amortisieren 
sich bereits nach kurzer Zeit durch 
sinkende Betriebskosten. 

Für die Entwicklung und Umsetzung  
differenzierter Maßnahmenpakete zum 
Klimaschutz in der Stadtentwicklung  
ist allerdings die Frage der langfristi- 
gen Finanzierung von entscheidender  
Bedeutung – insbesondere vor dem  
Hintergrund durchschnittlich steigen- 
der Schuldenlasten der kommunalen 
Haushalte in Nordrhein-Westfalen (Ber- 
telsmann-Stiftung 2007).

Externe Förderungen und innovative 
Finanzierungsmöglichkeiten spielen 
hierbei eine herausragende Rolle. Aller-
dings muss für  die Akquisition exter-
ner Finanzmittel oftmals ein kommu-
naler Eigenanteil aufgebracht werden. 

Handlungsspielräume erweitern: 
Förderungen für Klimaschutz-
konzepte
Die Einwerbung von Fördermitteln der 
Bundes- und Landesebene, aber auch 
die Teilnahme an bundesweiten oder 
gar europäischen Projekten bietet vie-
len Kommunen die Möglichkeit, ihre 
Handlungsspielräume übergreifend zu 
erweitern. 

Beispielsweise fördert das Bundesmi- 
nisterium für Umwelt (BMU) im Rah-
men der Klimaschutzinitiative der 
deutschen Bundesregierung bei nicht  
kommerziellen, öffentlichen und kul- 
turellen Einrichtungen die Erstellung  
von Klimaschutzkonzepten und Teil- 
konzepten (BMU 2009a). Städte, Ge-
meinden und Kreise, aber auch Kirchen, 

gemeinnützige Vereine, Hochschulen 
und kulturelle Einrichtungen sind in die- 
sem Programm berechtigt, eine För-
derung zu beantragen. Die in diesem 
Programm angebotenen Zuschüsse 
können bis zu 80 Prozent der Gesamt-
summe des Projekts umfassen. 

Der European Energy Award® ist von 
seiner Anlage her ein Qualitätsmanage- 
mentsystem und Zertifizierungsver-
fahren für Kommunen (s. Kasten auf 
S. 30). Die Teilnahme der Kommunen 
wird durch das Land Nordrhein-West-
falen zu 60–70 Prozent gefördert. 

Personelle Unter stützung und 
Dienstleistungen einholen: Förde-
rungen für Klimaschutzmanager
Das BMU fördert neben der Erstel-
lung von Klimaschutzkonzepten eine 
beratende Begleitung bei deren Um-

setzung. Die förderfähigen Leistun-
gen des sog. „Klimaschutzmanagers“ 
umfassen dabei die fachliche Bera-
tung und  inhaltliche Konzeption kom-
munaler Aktivitäten, Schulungs-, Infor- 
mations- und Vernetzungsaktivitäten 
sowie die Beratung zu entsprechen-
den Fördermaßnahmen. Die Förderung 
erfolgt über drei Jahre durch einen  

Zuschuss von bis zu 80 Prozent der 
zuwendungsfähigen Ausgaben und 
Kosten. 

Ebenfalls durch das BMU gefördert 
ist die „Servicestelle: Kommunaler 
Klimaschutz“ beim Deutschen Ins-
titut für Urbanistik (Difu). Sie dient 
den Kommunen als Service- und Be- 
ratungseinrichtung und erleichtert so 
den Zugang zu Förderprogrammen 
des BMU. Zu ihren Aufgaben zählen 
Öffentlichkeitsarbeit für Förderpro- 
gramme, die Vorbereitung und Durch- 
führung des Wettbewerbs „Kommu- 
naler Klimaschutz“ sowie allgemeine 
Beratungs- und Serviceleistungen.  
Darüber hinaus bietet die Service stelle 
eine Plattform, auf der Ingenieur bü-
ros ihre entsprechenden Dienstleis-
tungen bewerben können.

„In die Sanierung von Wohngebäuden ist bereits eine erhebliche Menge an 
Förder mitteln geflossen. Man wird diese Art der Förderung auch weiterhin 
auf lange Sicht benötigen.“      (Dr. Wilhelm Grote, Umweltamt der Stadt Dortmund)

Dachbegrünung in der Stuttgarter Innenstadt
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Beispielhaft im eigenen Bestand 
sanieren: objektbezogene Förde-
rungen für öffent liche Liegen-
schaften
Ihrer Vorbildfunktion kann eine Kom-
mune nachkommen, indem sie ihre 
eigenen Liegenschaften modellhaft 
modernisiert. Zur energetischen Mo- 
dernisierung von öffentlichen Liegen-
schaften und für die Errichtung ener-
gieeffizienter Neubauten stehen die 
Förderprogramme der bundeseigenen  
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
bereit, insbesondere die Programme 
„Energieeffizient Bauen“ und „Energie- 
effizient Sanieren“. 

Kommunen, die die Nutzung erneuer- 
barer Energien zur Wärmeerzeugung 
forcieren möchten, können aufgrund 
der Förderrichtlinien des „Marktan-
reizprogramms für Wärme aus er- 
neuerbaren Energien“ des BMU beim 
zuständigen Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) Zuschüs-
se zu den jeweiligen Investitionskos-
ten beantragen. Insgesamt stehen im 
Marktanreizprogramm in den Jahren 
2009–2012 bis zu 500 Millionen Euro 
pro Jahr für die Installation von So-
larkollektoren, Biomasse heizkesseln 
oder Geothermieanlagen in öffentli-
chen Gebäuden zur Ver fügung.

Das im Rahmen des Konjunkturpa-
kets II verabschiedete Gesetz zur Um- 
setzung von Zukunftsinvestitionen der 
Kommunen und Länder (Zukunftsin-
vestitionsgesetz – ZuInvG) umfasst 
Investitionen in die energetische Sa-
nierung von Bildungsinfrastruktur und 
zur Verbesserung der sonstigen Infra-
struktur (z. B. Schulen, Krankenhäuser, 
Weiterbildungsinstitutionen etc.). Die 
bereitgestellten Mittel des Bundes um- 
fassen 10 Milliarden Euro, wobei Nord- 
rhein-West falen mit 21,3 Prozent den 
größten Anteil der Förderung erhält. 

Hinzu kommt ein Eigenanteil der Län-
der und Kommunen von 25 Prozent an 
den Investitionen. Um sicherzustellen, 
dass das Programm schnell konjunk-
turell wirksam wird, können nur zu-
sätzliche bauliche Investitionen geför- 
dert werden, die kurzfristig in den Jah-
ren 2009 und 2010 umsetzbar sind. 

Zielgruppen unter stützen: 
objektbe zogene Förderungen 
für Wohnungsgesellschaften 
und Endverbraucher bewerben
Die genannten Förderprogramme der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
und des BMU richten sich sowohl an 
Kommunen mit ihren Liegenschaften 
als auch an Wohnungsgesellschaften 
und Endverbraucher/innen. Die KfW 
unterstützt zudem kleine und mittle-
re Unternehmen bei der Umsetzung 
energiesparender Maßnahmen. 

Energetische Sanierung des 
geförderten Wohnungsbestandes
Im Förderprogramm BestandsInvest 
des Landes Nordrhein-Westfalen wer-
den bauliche Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Energieeffizienz im preis-
gebundenen Wohnungsbestand geför- 
dert. Dabei geht es v. a. um eine Redu- 
zierung der Nebenkosten im Sozial- 
wohnungsbestand sowie um eine ver- 
stärkte CO

2-Einsparung. Gefördert wer- 
den u. a. Wärmedämmung, Instand-
setzungsmaßnahmen und Nachweise 
bzw. Energiegutachten, die im Zusam-
menhang mit den geförderten Maß-
nahmen stehen.

Baulückenkartierung in Essen

36 Klimaschutz als Ziel und Prozess



I N F o K A S t E N

Städtebauliche 
Förderungen einholen
Zur Stärkung der Innenstädte und be-
nachteiligter Stadtquartiere stehen 
für 2009 in Nordrhein-Westfalen 261 
Millionen Euro zur Verfügung, die zur 
Mitfinanzierung kommunaler Projekte 
eingesetzt werden. Neben der klassi- 
schen Stadterneuerung setzt die 
Städtebauförderung mit den Förder- 
programmen „Soziale Stadt“, „Stadt-
umbau“, „Aktive Stadt- und Ortsteil-
zentren“ sowie „Städtebaulicher Denk- 
 malschutz“ vier inhaltliche Schwer-
punkte.  

Innovativ Investitionsmittel 
generieren:  Bürgerkapital 
und  Klimafonds
Eine Möglichkeit, Klimaschutzmaßnah- 
men an öffentlichen Gebäuden zuini- 
tiieren, ist der Aufbau von sogenann- 
ten Bürgerfonds. Beispielsweise wur- 
den in der vom Land geförderten 
„100.000 Watt-Solar-Initiative für  
Schulen in NRW“ an vier Modellschulen1  
größere Fotovoltaik-Anlagen (ab rund 
50 kW Leistung) mit Maßnahmen der 
Beleuchtungssanierung (Einbau von 

1 Aggertal-Gymnasium in Engelskirchen, 
Willibrord-Gymnasium in Emmerich, 
Gesamtschule Berger Feld in Gelsenkirchen 
sowie an der Europaschule Köln.

moderner und effizienter Beleuch-
tung) und sonstigen Energieeinspa-
rinvestitionen (wie etwa der Sanierung 
der Heizungspumpen) in einem Ge-
samtpaket kombiniert. Über ein Bür-
ger-Contracting-Modell konnten sich 
interessierte Bürgerinnen und Bürger 
der jeweiligen Gemeinde als stille Ge- 
sellschafter an den Maßnahmen finan- 
ziell beteiligen. Im Rahmen einer jähr-
lichen Gewinnausschüttung werden 
die stillen Gesellschafter am finanzi-
ellen Erfolg der Maßnahmen beteiligt.

 Links zu Förderungen für Klimaschutz-
 konzepte und Klimaschutzmanager

 http://www.bmu.de/klimaschutzinitiative/nationale_ 
 klimaschutzinitiative/doc/41782.php

 http://www.european-energy-award.de
 http://www.energieagentur.nrw.de/kommunen/page.

 asp?TopCatID=9519&CatID=9518&RubrikID=9518
 http://www.kommunaler-klimaschutz.de/files/pdf/

 090122_Foerderrichtlinie_Kommunen.pdf
 http://www.kommunaler-klimaschutz.de

 Links zu Förderungen für objektbezogene 
 Vorhaben (öffentlich und privat)

 http://www.kfw-foerderbank.de/DE_Home/Bauen_ 
 Wohnen_Energiesparen/Darlehensprogramme_fuer_
 Wohnimmobilien/Energieeffizient_Bauen/index.jsp  
 (Energieeffizient Bauen) 

 http://www.kfw-foerderbank.de/DE_Home/Bauen_ 
 Wohnen_Energiesparen/Darlehensprogramme_fuer_
 Wohnimmobilien/Energieeffizient_Sanieren/index.jsp 
 (Energieeffizient Sanieren)

 http://www.erneuerbare-energien.de/files/pdfs/allge
 mein/application/pdf/foerderrichtlinie_waerme_09.
 pdf (Marktanreizprogramm)

 http://www.bgblportal.de/BGBL/bgbl1f/bg
 bl109s0416.pdf (Konjunkturprogramm II)

 http://www.mbv.nrw.de (BestandsInvest NRW)
 http://ec.europa.eu/intelligentenergy (Intelligent 

 Energy Europe)

 Links zu städtebaulichen Förderungen 
 und Bürgerfonds

 http://www.mbv.nrw.de/Staedtebau/Programme/ 
 sozialeStadt/index.php

 http://www.wupperinst.org/solarundspar
 (Bürgerfonds)

Klimaschutz in der 
integrierten Stadtent-
wicklung finanzieren

✔  Finanzierung der Klimaschutz-
maßnahmen durch kommunale 
Eigenmittel gewährleisten

✔  zur Ausweitung des Klimaschutz-
profils externe Mittel bei Marktak-
teuren und Kooperationspartnern 
(z. B. Stadtwerken etc.) einwerben

✔  externe Förderungen einwerben, 
z. B. für die Erstellung von Klima-
schutzkonzepten 

✔  Bereitstellung von Be ratungs-
dienstleistungen zur Moderni-
sierung des kommunalen 
Gebäudebestandes und zu 
Modernisierungsmaßnahmen  
in Quartieren.

C H E C K L I S t E
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Handlungsfelder und Maßnahmenpakete

Luftbild der HafenCity Hamburg 

Eine systematische Berücksichtigung 
des Klimaschutzes in der Stadtent-
wicklung kann nur gelingen, wenn alle 
kommunalen Handlungsfelder unter 
dem Klimaschutzgesichtspunkt be-
trachtet werden. 

Große Neubauprojekte wie die Hafen-
City in Hamburg, die Bahnstadt in 
Heidelberg oder die Kronsberg-Sied-
lung in Hannover stellen dabei plane-
rische Integrationsleistungen dar, in 
denen vor dem Hintergrund klarer po-
litischer Zielsetzungen die kommna-
len Gestaltungsmöglichkeiten in den  
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Rahmenplan der Bahnstadt Heidelberg

Handlungsfeldern Planung, Energie 
und Verkehr ausgeschöpft worden 
sind bzw. werden. Viele derartige Pro-
jekte in Deutschland (z.B. HafenCity) 
sehen sich dabei einem breiten Nach-
haltigkeitsanspruch verpflichtet, in 
dem verkehrsvermeidende gemischte 
Nutzungsstrukturen mit hoher Auf-
enthaltsqualität, innovative Wärme- 
und Energiekonzepte sowie hohe Effi-
zienz- und Nachhhaltigkeitsstandards 
der realisierten Gebäude integriert 
umgesetzt werden. 

Für die Planung ist jedoch die Weiter-
entwicklung der bestehenden Sied- 
lungsstrukturen eine große Heraus-
forderung. Welche Handlungs- und 
Gestaltungsmöglichkeiten erschlie-
ßen sich für die städtebauliche Pla- 
nung, Klimaschutz- und Klimaanpas-
sungselemente in die Weiterentwick-
lung bestehender Quartiere zu inte- 
grieren? In welcher Weise kann der 
Energieverbrauch im Wohn- und Ge-
werbebereich deutlich gesenkt und 
die bestehenden Energieversorgungs-
strukturen in eine nachhaltige Rich-
tung weiterentwickelt werden? Und: 

Welche Möglichkeiten bestehen in der 
Planung, nachhaltige Verkehrsinfra-
strukturen zu realisieren und umwelt-
freundliches Verkehrsverhalten zu un-
terstützen? 

Im Folgenden werden daher Umset-
zungsvorschläge für die Handlungs-
felder Stadtplanung, Energieeffizienz 
und Energieumwandlung, Verkehr und 
Klimafolgenanpassung gegeben. 
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Der Stadtplanung kommt eine beson- 
dere Bedeutung zu bei der Entwick- 
lung von ressourcenschonenden und  
emissionsmindernden Raum- und Sied- 
lungsstrukturen sowie eines energie- 
optimierten Städtebaus. Mit der Novel- 
le des Baugesetzbuches 2004 wurde 
präzisiert, dass es Aufgabe der Bau-
leitplanung ist, die städtebauliche Ent- 
wicklung „auch in Verantwortung für 
den allgemeinen Klimaschutz“ zu len-
ken (§ 1 Abs. 5 BauGB).

Durch die Förderung der Nutzungs mi- 
schung, die Begünstigung einer kom-
pakten Siedlungsstruktur sowie durch 
die Unterstützung von Maßnahmen 
zur Reduzierung des Energiebedarfs, 
zur Nutzung erneuerbarer Energien 
und zur Verringerung des Verkehrs-
aufkommens kann auch die Stadt pla- 
nung einen erheblichen Beitrag zum 
Klimaschutz leisten. Zur Erreichung 
dieser Ziele stehen ihr die durch das 
Baugesetzbuch und das Raumord-

nungsgesetz zugesprochenen Instru-
mente des Flächennutzungsplans, des 
Bebauungsplans, der städtebaulichen 
Verträge sowie der informellen Planung 
zur Verfügung. 

Gegenüber konventionellen Planungen  
lassen sich beispielsweise durch eine 
energetische Optimierung der Bebau- 
ungsplanung 10 bis 40 Prozent des  
Heizenergiebedarfs von Neubauten ein- 
sparen (Ecofys 2009). Die Berücksich-
tigung von Klimaschutzbelangen in der 
Stadtplanung ist auch deshalb von be- 
sonderer Bedeutung, da energetisch 
ungünstige Planungen nachträglich nur 
schwer anzupassen oder wieder rück-
gängig zu machen sind. Viele Informa-
tionen für Planerinnen und Planer zum 
Thema Integration von Klimaschutz 
in die Stadtplanung sind in der online 
verfügbaren „Städte baulichen Klima-
fibel“ erhältlich, die das Wirtschaftsmi- 
nisterium des Landes Baden-Württem- 
berg mit Unterstützung durch das Amt  

für Umweltschutz der Landeshaupt- 
stadt Stuttgart erstellt hat (Wirtschafts- 
ministerium BW 2008)1.

Sehr hilfreich ist die Zusammen fas- 
sung sämtlicher klimarelevanter Pla- 
nungsleitbilder und Einzelmaßnahmen 
in einem an die jeweilige Kommune 
angepassten Handlungsleitfaden für 
die Bauleitplanung, wie ihn beispiels- 
weise die Städte Münster und Augs- 
burg besitzen. Er bietet neben einem 
Muster für ein Klimaschutzrahmen- 
konzept eine verläss liche Handlungs- 
grundlage für Pla nerinnen und Planer 
sowie eine Bezugsmöglichkeit bei der 
Begründung von Planungsentschei-
dungen (Stadt Augsburg 2007). 

1 http://www.staedtebauliche-klimafibel.de/

Maßnahmenpakete in der Stadtplanung

Trassenbegrünung in Stuttgart
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Vorbereitende Bauleitplanung

Grundsätzlich können Darstellungen im 
Flächennutzungsplan nur aus städte-
baulichen Gründen erfolgen. Jedoch 
erlaubt der Katalog zulässiger Darstel- 
lungen nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 bis 10 BauGB 
Darstellungen, die auch dem allgemei-
nen Klimaschutz dienen können. 

Im Rahmen von Änderungen oder der 
Neuaufstellung des Flächennutzungs- 
plans sollte der Fokus auf eine verkehrs- 
reduzierende und ressourcenschonen- 
de Siedlungs- und Nutzungsstruktur 
gelegt werden: Die Siedlungsentwick- 
lung nach dem Leitbild der dezent-
ralen Konzentration2 erfolgt im Ein- 
zugsbereich vorhandener ÖPNV-Kno-
tenpunkte und Nahversorgungsstand- 
orte und beansprucht so wenig wie 
möglich bisher baulich ungenutzte 
Fläche. Die Eindämmung des Flächen- 
verbrauchs in den Siedlungsrandberei-
chen verringert sowohl das Verkehrs- 
aufkommen als auch den gebäudebe-
zogenen CO2-Verbrauch in der gesam-
ten Stadt. 

2  Die Dezentrale Konzentration ist ein stadt- 
und raumordnerisches Leitbild. Es ist eine 
der Grundlagen der gegenwärtigen raumord-
nerischen Konzeption der Bundesregierung.

Vor dem Hintergrund stagnierender 
Bevölkerungszahlen und vielfältiger 
Möglichkeiten der Flächenkonversion 
erfolgen Neuausweisungen von Bau-
gebieten auf bisher ungenutzten Flä- 
chen immer seltener. In vielen Städ-
ten, wie beispielsweise in Gelsenkir-
chen, wird aus diesem Grund auf die 

bauliche Entwicklung peripherer 
Wohngebiete völlig verzichtet, um die 
Investitionen auf die zentrumsnahen 
Flächen zu konzentrieren und diese 
dauerhaft zu stabilisieren. 

Im Idealfall erfolgt eine verkehrsre-
duzierende Flächennutzungsplanung 
auf regionaler Ebene in Zusammen-
arbeit mit benachbarten Kommunen. 
Eine interkommunale Abstimmung 
gewährleistet das frühzeitige Erken-
nen möglicher Konflikte und kann, 
insbesondere durch die verbesserte 
Auslastung der Infrastruktur (ÖPNV, 
Straßen- und Versorgungsnetz), zu 

langfristig tragfähigen und wirtschaft-
lichen Lösungen beitragen (Sonder-
konferenz Bauminister 2008).
Werden im Sinne der „Stadt der kur-
zen Wege“ Nahversorgungsmöglich-
keiten möglichst engmaschig und flä- 
chendeckend im gesamten Stadt- 
oder Gemeindegebiet vorgesehen, 

trägt auch dies zu einer nicht uner-
heblichen Reduzierung des motori-
sierten Individualverkehrs bei. Dies 
kann beispielsweise auf der Grund-
lage eines Nahversorgungskonzepts 
geschehen. 

Im Bereich der erneuerbaren Energi-
en kann die Flächennutzungsplanung 
einen unterstützenden Beitrag beim 
Ausbau von Windkraftanlagen (Repo- 
wering) leisten, indem geeignete 
Standorte dargestellt und dauerhaft 
gesichert werden und gleichzeitig Fehl- 
entwicklungen der vergangenen Jahre 
korrigiert werden. 

„Den regionalen Ansatz halte ich für wichtig, um beispielsweise über  
die Aufgabenzuweisung im Rahmen der Raumordnung die Wege zu  
Versorgungseinrichtungen oder Arbeitsstätten kurz zu halten.“  
Christian Schowe, Stadt Münster, Amt für Stadtentwicklung, Stadtplanung und Verkehrsplanung)
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Verbindliche Bauleitplanung

Wie im Bereich der Flächennutzungs-
planung gilt auch für Bebauungspläne, 
dass Festsetzungen nur aus städte bau- 
lichen Gründen erfolgen dürfen (§ 9 
Abs. 1 BauGB). Für eine klimaschonen-
de Stadtentwicklung finden sich den-
noch vielfältige Ansatzpunkte. 

Ähnlich wie auf der gesamtstädtischen 
Planungsebene trägt auch im Rahmen 
von Bebauungsplänen die Nutzungs-
mischung zu einer Reduzierung des 
motorisierten Verkehrs bei. Mögliche 
Elemente sind die Einplanung von 
kleinen Nahversorgungsinseln sowie 
von sogenannten nicht störenden Ar-
beitsstätten bei der Bestandsentwick-
lungsplanung oder Neuplanung von 
Wohnquartieren.

Die Bebauungsplanung kann einen 
Beitrag zur Verringerung des Wärme- 
verlustes von Gebäuden und damit 
zur Energieeinsparung leisten, indem  
kompakte und großvolumige Gebäu-
deformen (Reihen-, Mehrfamilienhäu- 
ser) bevorzugt werden, die im Ver-
gleich zu freistehenden Einfamilien-
häusern ein günstigeres Verhältnis 
zwischen Volumen und Außenfläche 
besitzen. Auch die Vermeidung von 
Bebauung auf Bergkuppen mit erhöh-
ter Windbelastung sowie in Tallagen 
mit Kaltluftansammlung tragen zu ei-
ner Verminderung des Heizenergiebe-
darfs der Gebäude bei (Fischer 1997).
Die Möglichkeit des § 13a BauGB, für 
Flächen im Innenbereich das verein-
fachte Planungsverfahren anzuwen-
den, erleichtert die bauliche Innenent-
wicklung erheblich und ermöglicht es 
so, den „klassischen“ Stadtplanungs-
grundsatz des sparsamen Umgangs 
mit Grund und Boden unkomplizierter 
umzusetzen. Aus stadtklimatologi-
schen Erwägungen ist hier eine sorg-
fältige Abwägung geboten, um negati-
ve Folgen wie z. B. die Entstehung von 
Hitzeinseln zu vermeiden. Die Anwen-
dung des § 9 (2) BauGB erhöht die 
Flexibilität in der Stadtplanung und er-
möglicht es, bestimmte bauliche Nut- 
zungen auf z. B. aus stadtklimatologi-
schen Gründen langfristig freizuhal-
tenden Flächen nur vorübergehend 
zuzulassen. 

Eine nahe liegende Maßnahme im 
Rahmen des städtebaulichen Ent-
wurfs zur Ermöglichung der solarener-
getischen Nutzung durch den Inves-
tor oder Bauherrn, die in den meisten 
Kommunen bereits praktiziert wird, 
ist die Ausrichtung von Grundstücken 
bzw. der zu errichtenden Gebäude 
nach Süden sowie die Vermeidung von 
Verschattung durch Nachbargebäude 
oder hoch wachsende Bäume. Nach 
Süden ausgerichtete Gebäude sind 
gegen die hoch stehende Sonne auch 
leichter zu verschatten als Gebäude, 
die eine Ost-/West-Ausrichtung ha-
ben. Die Zulässigkeit von Vorgaben für 
den zu erreichenden Wärmedämm-

standard oder von Zielwerten für die 
angestrebte CO

2-Minderung in Be-
bauungsplänen ist dagegen rechtlich 
umstritten. In diesem Zusammenhang 
sei auf das Gestaltungsrecht im Rah-
men von (städtebaulichen) Verträgen 
verwiesen. Hilfreich ist die Realisie-
rung einer Solarsiedlung in der Stadt 
oder Gemeinde: Sie kann die Bereit-
schaft zur Solarnutzung bei Bauher-
ren deutlich erhöhen. 

Im Vorfeld einer baulichen Entwick-
lung können potenzielle Baugebiete, 
aber auch bestehende Quartiere hin-
sichtlich der Möglichkeit eines Einsat-
zes erneuerbarer Energien und mögli-
cher Varianten der Energieversorgung 
bewertet werden. In der Stadt Dort-
mund erfolgt dies beispielsweise mit-
tels einer solarenergetischen Vorprü-
fung jedes Bebauungsplans, mit der 
Bauherren Auskunft darüber erhal-
ten, wie und in welchem Maß die Nut-
zung von Solarenergie erfolgen kann. 
Im Norden der Stadt Bottrop werden 
derzeit Erdbohrungen durchgeführt 
mit dem Ziel, die wirtschaftliche Ver-
sorgung eines Neubaugebietes durch 
Geothermie zu erreichen.

Das Baugesetzbuch bietet mit § 9 
Abs. 1 Nr. 23 die Festsetzungsmöglich-
keit von Gebieten, in denen die Nut- 
zung fossiler Brennstoffe wie Kohle  
beschränkt oder  ausgeschlossen wer- 
den kann, sowie – seit 2004 – von Ge-
bieten, in denen „bestimmte bauliche 
Maßnahmen für den Einsatz erneu-
erbarer Energien, wie insbesondere 
Solarenergie, getroffen werden müs-
sen“. Die Installation und Nutzung 
von Fotovoltaikan lagen oder anderer 
technischer Anlagen zur Nutzung er-
neuerbarer Energien kann auf diese 
Weise jedoch nicht festgesetzt wer-
den.

Das Instrument des Vorhaben- und 
Erschließungsplans als Sonderform 
der verbindlichen Bauleitplanung nach  
§ 12 BauGB bietet weitergehende Ge-
staltungsspielräume für die Stadtpla-
nung, da mit ihm im Gegensatz zur 
Angebotsplanung des Bebauungs-
plans in der Regel eine auf den kon-
kreten Einzelfall zugeschnittene Pla-
nung umgesetzt wird. Daher kann hier 
über den für Bebauungspläne ver-
bindlichen Festsetzungskatalog des  
§ 9 BauGB hinausgegangen werden.

So sind z. B. Festsetzungen, die einen 
erhöhten Wärmedämmstandard oder 
eine effiziente Energienutzung for-
dern, möglich. Inhaltlich ist aber auch 
der Vorhaben- und Erschließungsplan 
auf städtebauliche Festlegungen be-
schränkt. Erfahrungsgemäß nutzen 
Kommunen diesen Spielraum nur mit 
großer Zurückhaltung und setzen auf  
vertragliche Verein barungen im Durch-
führungsvertrag, der auf der Grundla- 
ge des Vorhaben- und Erschließungs-
plans mit dem Vor habenträger ge-
schlossen wird.

„Wir unterziehen jeden Bebauungsplan einer solarenerge tischen Bewer-
tung, mit der Bauherren Auskunft darüber erhalten, wie und in welchem 
Maß eine Nutzung von Solarenergie erfolgen kann. Wir versuchen, die 
Planung  in dieser Hinsicht zu optimieren.“
                                                 (Ludger Wilde, Stadt Dortmund, Stadtplanungs- und Bauordnungsamt)
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Vertragliche Vereinbarungen

Mehr Ansatzpunkte für klimascho-
nende verbindliche Festsetzungen ge-
währt die Formulierung von Vorgaben 
in städtebaulichen Verträgen nach § 11 
BauGB. Sie stellen eine Sonderform 
der öffentlich-rechtlichen Verträge dar  
und dienen der Umsetzung städte-
baulicher Aufgaben, d. h., auch hier ist  
ein städtebaulicher Zusammenhang 
erforderlich, der sich aus den entspre-
chenden Planungen ergeben muss. 
Vereinbart werden kann unter ande-
rem die Nutzung der Kraft-Wärme-
Kopplung und der Solarenergie (§ 11 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 BauGB).

Bei der Veräußerung von städtischen 
Grundstücken lassen sich in Kaufver- 
trägen zwischen Kommune und Grund- 
stückseigentümern weitergehende Ver- 
einbarungen treffen, wie beispielswei-

se ein zeitlich befristetes Baurecht 
zur zeitnahen Umsetzung von Vorha-
ben, Maßnahmen zum Stadtumbau 
sowie private Initiativen der Stadtent-
wicklung.

Darüber hinaus lassen sich auf diese 
Weise höhere Energiestandards der 
zu errichtenden Gebäude festlegen. 
So trifft vor dem Hintergrund stetig 
steigender energetischer Standards 
beispielsweise die Stadt Dortmund die 
Vereinbarung, dass bei ausgewählten 
Bauprojekten der Primärenergiever-

„Es gibt einen Jour fixe zwischen Planungs-, Bauordnungs- und  
Liegenschaftsamt, in dem bei der Veräußerung städtischer Flächen  
auch darüber diskutiert wird, welche Auflagen zum Klimaschutz mit  
dem Verkauf verbunden werden.“
                                         (Ludger Wilde, Stadt Dortmund,Stadtplanungs- und Bauordnungsamt)

brauch der zu errichtenden Gebäude 
30 Prozent unter den Forderungen 
der aktuell gültigen Energieeinspar-
verordnung liegen muss.

Die T-Mobile Stadt – Neubau der Zentrale der T-Mobile Deutschland GmbH mit Begrünung
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Instrumente der  
informellen Planung

Eine Hilfe bei den Bestrebungen, die In-
anspruchnahme von bisher nicht bau-
lich genutzten Flächen zu minimieren, 
bietet die systematische  Suche nach 
geeigneten Standorten zur Nachver-
dichtung beispielsweise durch die 
Erstellung eines Konver sionsflächen- 
oder Baulückenkatasters. Standorte 
im gebauten Bestand besitzen den 
Vorteil der bereits vorhandenen tech-
nischen und Versorgungsinfrastruk-
tur und bieten  darüber hinaus eine 
Vielzahl an unterschiedlichen Wohn-
lagen und -quali täten. 

Als Hemmnis in der Entwicklung der 
Standorte erweist sich jedoch häufig 
die mangelnde Kooperationsbereit-
schaft der Grundstückseigentüme-
rinnen und -eigentümer sowie der 
erhöhte personelle Aufwand für die 
Bearbeitung der Vorhaben durch die 
meist nicht geringe Zahl an Anregun-
gen und Bedenken im Rahmen der 
Bürgerbeteiligung. Es ist daher wich-
tig, Bürgerinnen und Bürgern den 
Nutzen für den Klimaschutz frühzeitig 
zu vermitteln. 

Die Erstellung und Anwendung ei-
nes Nahversorgungskonzepts kann 
die flächendeckende Einrichtung von 
Standorten zur Versorgung mit  Gütern 
des täglichen Bedarfs unterstützen. 
Der Stadt Bocholt ist es beispielswei-
se durch ein sehr gut funktionierendes 
Konzept gelungen, 80–85 Prozent der 
Bewohnerinnen und Bewohner die Er-
reichbarkeit eines Nahversorgungs-
zentrums in zehnminütiger, fußläufi-
ger Entfernung zu ermöglichen und 
damit einen erheblichen Beitrag zur 
Verkehrsvermeidung zu leisten. 

sehr gut

gut

überwiegend 
Objektplanung

gar nicht

Stellung der Gebäude

Energieversorgung

Gegenseitige Verschattung

Städtebauliche Dichte/Kompaktheit

Windschutz

Verschattung durch Bepflanzung

Energetische Standards

Kompaktheit der Baukörper

Baulicher Wärmeschutz

Wärmebrücken

Lüftungsstrategie

Gebäudedichtheit

Wasser- und Strombedarf

Nutzerverhalten

(Quelle: Olaf Hildebrand, ebök)

Energieverbrauch und Emissionen 
Beeinflussbare Faktoren bei Stadt- 
bzw. Bauleitplanung/UVP

„Wir suchen in der Innenstadt systematisch nach Standorten zur Nach-
verdichtung, um die zu erwartende Wohnraumnachfrage der kommenden 
Jahre nicht ausschließlich durch die Ausweisung von Neubaugebieten  
befriedigen zu müssen. Hätten wir die Möglichkeit, sämtliche infrage  
kommenden Standorte in unserem Sinn zu entwickeln, würde sich ein 
enormes Wohnraumpotenzial erschließen.
(Christiane Gastmann, Stadtverwaltung Aachen, Fachbereich Stadtentwicklung und Verkehrsanlagen)
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Gärten in der City – Hängebrücke über die Bocholter Aa

Verbesserung des Stadtklimas 

Ein Ansatzpunkt zur Verbesserung des  
Stadtklimas im Rahmen der Bauleit-
planung sowie der Quartiersentwick-
lungsplanung ist die Erhöhung des 
Grünanteils in der Stadt. Dies kann 
durch die Integration von Grünanlagen 
in städtebauliche Entwürfe, die Um-
gestaltung von Brachflächen in Parks 
oder die Entsiegelung und Begrünung 
ungenutzter Park- oder Lagerflächen 
erfolgen. Bereits die Festsetzungen 
von Bäumen im Straßenraum, von 
Fassaden- oder von Dachbegrünung 
haben jüngsten Klimastudien zufolge 
eine positive Wirkung auf das Stadt-
klima (PIK 2009). 

Insbesondere Dächer bieten sehr gro-
ße, bisher weitgehend ungenutzte 
Flächenreserven, die auch als ökolo-
gische Ausgleichsmaßnahmen im 
Rahmen des Umweltberichts verwen-
det werden können. Geeignet sind 
alle Dächer mit einer Neigung von 
weniger als etwa 15 Grad. In Stadt-
erneuerungsgebieten ermöglicht die 
Städtebauförderung die finanzielle 

Unterstützung von Immobilienbesit-
zerinnen und Immobilienbesitzern 
bzw. Eigentümergemeinschaften und 
Wohnungsbaugesellschaften bei der 
Fassadenverbesserung sowie Begrü-
nungsmaßnahmen an Außenwänden, 
auf Dächern und in Innenhöfen mit 
50 Prozent der Ausgaben bis zu max. 
30 € pro m2 als direktem Zuschuss 
(Stand 2009). 

Städtisches Grün reduziert die Ober-
flächen- und Lufttemperaturen in der 
Stadt. Vor dem Hintergrund der zu 
erwartenden Zunahme von Hitzeperi-
oden in den Sommermonaten leistet 
die Erhöhung des Grünanteils einen 
wichtigen Beitrag zur Abmilderung 
der Folgen der Klimaveränderung. Im 
großräumigeren Maßstab ermöglicht 
der Erhalt oder die Planung von Grün-
schneisen die Sicherstellung eines 
ausreichenden Kaltluftaustausches 
mit dem Umland. Bei der Planung von 
Anlagen zur Regenrückhaltung ist es 
sinnvoll, die absehbare Zunahme von 
Starkregenereignissen zu berück-
sichtigen.

Maßnahmenpakete 
im Handlungsfeld 
Stadtplanung

Vorbereitende Bauleitplanung
✔  verkehrsreduzierende und  

flächensparende Siedlungs-  
und Nutzungsstruktur („de- 
zentrale Konzentration“)

✔  Flächennutzungsplanung  
möglichst in interkommunaler 
Kooperation

✔  engmaschiges und flächen- 
deckendes Netz von Nahver- 
sorgungsstandorten

✔  Standorte für Repowering  
von Windkraftanlagen

Verbindliche Bauleitplanung
✔  Nutzungsmischung in  

Wohnquartieren
✔  großvolumige Gebäudeformen
✔  Vermeidung von Bebauung  

auf Bergkuppen und in Tallagen
✔  Ausrichtung von Grund stücken 

und Gebäuden nach Süden
✔  Prüfung des solarenergetischen 

Potenzials von Baugebieten
✔  Erhöhung des Grünanteils durch 

Festsetzung von Grünschneisen, 
Parks, Bäumen, Fassaden- und 
Dachbegrünung

Vertragliche Vereinbarungen
✔  Nutzung von KWK oder 
 Solarenergie
✔  zeitliche Begrenzung des
  Nutzungsrechts von Grund-
 stücken
✔  höhere energetische Standards 

von Neu- und Umbauten

Instrumente der informellen Planung
✔  Konversionsflächen- und 
 Baulückenkataster
✔  Nahversorgungskonzept

Zusammenfassung klima relevanter 
Planungsleitbilder im Handlungs-
leitfaden Bauleitplanung

C H E C K L I S t E
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Maßnahmenpakete im Handlungsfeld Energie

Stadtumbau West 2006: Schillerpark in Oer-Erkenschwick

Düsseldorf, Umbau/Sanierung Städt. Georg-Schulhoff-Realschule

Maßnahmenpakete im Hand-
lungsfeld Energieeffizienz 

Steigerung der Energieeffizienz  
kommunaler Liegenschaften
Im Bereich der kommunalen Liegen-
schaften können energetische Moder- 
nisierungen oder energetisch hoch- 
effiziente Neubauten eine wichtige  
Vorbildfunktion in der gesamten Kom- 
mune übernehmen. Zudem können 
hierdurch anfallende Energiekosten 
deutlich gesenkt werden. 

Die Fördermöglichkeiten für die ener-
getische Modernisierung kommuna-
ler Liegenschaften haben sich in den 
letzten Jahren durch die Aufstockung 
der Programme der Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) deutlich verbes-
sert. Auch gibt das Konjunkturpro-

trationsprojekten mit besonders am-
bitionierten Zielen. Insbesondere Letz- 
tere können in der Wahrnehmung der  
Öffentlichkeit eine wichtige Rolle spie-
len. 

Die Verabschiedung einer übergreifen-
den kommunalen Satzung zur Festle-
gung anspruchsvoller energe tischer 
Standards für öffentliche Gebäude 
ist dabei ein möglicher Baustein für 
die Reduktion von Emissionen durch 
öffentliche Liegenschaften. In man-
chen Kommunen zielt diese Satzung 
nicht nur auf die öffentlichen Gebäu- 

 
 
de, sondern auch auf den Neubau 
sowie auf den Gebäudebestand, wie 
zum Beispiel die Hamburgische Kli- 
maschutzverordnung. Diese sieht vor, 
dass die nach der jeweils gültigen 
Energieeinsparverordnung zulässigen 
Werte um mindestens 30 Prozent un-
terschritten werden (Hamburg 2008 
§ 2 Abs. 2).

Ein weiteres Beispiel ist der Frankfur-
ter Passivhausstandard: Dort regelt ein  
Beschluss der Stadt, dass bei Neubau 
städtischer Gebäude der Passivhaus-
standard erreicht werden muss.

Endverbraucherinnen und 
-verbraucher als Zielgruppe 
Die Bereitstellung und Bündelung von  
Informationen zum energieeffi zienten  
Bauen durch die Kommunalverwal- 
tung stellt eine wichtige Grundlage und 
Bedingung dar, externe Zielgruppen 
wie z. B. Eigentümerinnen und Eigen-
tümer im Bereich Einfamilienhäuser 
und Mehrfamilienhäuser anzuspre-
chen. Die Bereitstellung kann dabei 
über mehrere Kommu nikationswege 
erfolgen, so z. B. im Rahmen von Ver-
anstaltungen und Messepräsenzen, 
durch befristete Klimaschutz aktionen 
mit persönlichen Initialberatungsan-
geboten, durch Publikation von Bro-
schüren oder eine umfassende Prä-
senz im Internet. 

gramm II einen neuen Schub für die 
Modernisierung öffentlicher Gebäude, 
wenngleich die Umsetzung energe-
tisch anspruchsvoller Standards nicht 
zu den engeren Zielsetzungen des Pro- 
gramms gehört.

Zwei Typen von Maßnahmen, die die 
Gestaltungsmöglichkeiten von Plane-
rinnen und Planern betreffen, sind her- 
vorzuheben: die Festlegung energeti- 
scher Standards für Neubau und/oder 
Sanierung öffentlicher Gebäude über 
geltende Standards hinaus und die 
Umsetzung von Modell- und Demons- 

„Man könnte der breiten Öffentlichkeit demonstrieren, was alles im 
Bereich des klimagerechten Bauens möglich ist.“
                                                      (Ulrike Bosch, Stadt Augsburg, Stadtplanungsamt)
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I N F o K A S t E N

SAGA – Serviceagentur 
für Altbausanierung 
(Düsseldorf)

Die Serviceagentur für Altbausanierung (SAGA) ist eine 
Kooperation der Landeshauptstadt Düsseldorf, der Stadt-
werke Düsseldorf und der Verbraucherzentrale NRW, die 
private Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer in 
Düsseldorf bei der energetischen Altbausanierung berät. 
Das Angebot umfasst die Bereitstellung von Informationen 
rund um die Altbausanierung sowie die Vermittlung rele-
vanter Partner (bspw. aus den Berufsgruppen Energiebera-
tung, Architektur, Bauingenieurwesen oder Handwerker).1

Eine Reihe von Online-Ratgebern informiert u. a. über  The- 
men wie Förderung oder Energiesparverordnung. Durch so- 
genannte Checks werden Energieberatungsangebote an-
derer Träger vermittelt. Dazu gehören die Angebote Ener-
gie-Check, Heizungs-Check, Solar-Check, Feuchtdiagnose 
und Thermografie-Aufnahmen. Zudem bietet die SAGA 
eine Sanierungsbegleitung an, die durch die Vermittlung 
von geeigneten Expertinnen und Experten getragen wird. 

1 http://www.duesseldorf.de/saga

Projekt „ALt-BAU-NEU“

Das Projekt „AltbauNeu“1 unterstützt seit 2006 Eigen-
tümer/innen bei der energetischen Modernisierung von 
Gebäuden. Neben allgemeinen Informationen zu Förde-
rung und Energiesparen werden vor allem lokale Ansprech-
partner vermittelt. Im Rahmen des Projektes haben sich 
bisher neun Städte (Bochum, Bottrop, Dortmund, Düs-
seldorf, Essen, Gelsenkirchen, Münster, Remscheid, Solin-
gen) und sieben Landkreise (Borken, Coesfeld, Gütersloh, 
Mettmann, Recklinghausen, Steinfurt, Warendorf) in Nord-
rhein-Westfalen zusammengeschlossen. Die SAGA Düssel-
dorf ist Teil dieser Kooperation. 

1 http://www.alt-bau-neu.de

Eine Reihe von Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen hat darüber hinaus 
zentrale Beratungsagenturen einge-
richtet, die Initial- und Detailberatun- 
gen für modernisierungswillige Eigen-
tümerinnen und Eigentümer kosten-
günstig bereitstellen. Dies erfolgt oft-
mals in Kooperation mit den lokalen 
Stadt werken und der Verbraucher-
zentrale NRW. 

Beispiele hierfür sind etwa die SAGA 
– Serviceagentur für Altbausanierung 
in Düsseldorf, die Beratungsangebote 
von altbauplus in Aachen oder die Be-
ratungsangebote des Projekts ALT-
BAU-NEU, in dem sich neun Städte 
und sieben Kreise in  Nordrhein-West-
falen zu einer gemeinsamen Initiative 
zusammengeschlossen haben und 
gemeinsam mit der EnergieAgentur 
NRW koordinierte Informations- und 
Beratungsangebote für interessierte 
Zielgruppen bereitstellen. 

Einen für Planerinnen und Planer wich- 
tigen Ansatzpunkt bieten Stadtteilbü-
ros und Quartiersmanagerinnen und 

-manager in Stadterneuerungsgebie-
ten, die bereits Ansprechpersonen für 
Stadtteilbewohnerinnen und -bewoh-
ner sind und über die weitere Aktio-
nen ver ortbar sind.
Neben der kontinuierlichen Bereitstel- 
lung von Informations- und Beratungs- 
angeboten führen Kommunen auch 
eigene, zeitlich befristete Projektak-
tivitäten durch. Dazu zählen z. B. 

 die Durchführung von geförderten 
 Thermografieaktionen (Dortmund, 
  Düsseldorf, Kreis Steinfurt, 
 Bochum etc.)1, 

 Wettbewerbe (Remscheider 
 Ener giepunkt)2 oder 

 Projekte mit spezifischen Zielgrup-
 pen (Mieterprojekt „Sanieren mit 
 Bewohnern“ in Gelsenkirchen).3 

1 http://www.alt-bau-neu.de/global/dbbin/ 
thermografie-flyer_2008_web.pdf

2 http://www.kommen.nrw.de/projekt_detail. 
asp?InfoID=7132&rubrik=&termin=& 
TopCatID=&RubrikID=

3 http://www.gelsenkirchen.de/touristik/ 
stadtportrait/stadtfuehrer/ 
arbeitersiedlungen.asp

Weitere Maßnahmen, an denen 
Planerinnen und Planer mittelbar 
oder unmittelbar mitwirken kön-
nen, sind:

 Kommunales Energiemanagement
 mit Gebäudeleittechnik

 Energiesparcontracting für 
 öffentliche Gebäude

 Lichtplanung  

 Einführen eines „Ökologischen
 Mietspiegels“

 Nachhaltige kommunale 
 Beschaffung
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Passivhausschule in Dinslaken

Weiterhin bietet die Teilnahme an bun- 
desweiten oder europäischen Projek-
ten für viele Kommunen die Möglich-
keit, mit geringem eigenem Ressour-
cenaufwand eine breite Resonanz bei 
Zielgruppen vor Ort zu erzielen (siehe 
➔ Finanzierung). 

Auf eine breite Diffusion von ener-
getischen Modernisierungen zielen 
dagegen Projekte, in denen das Land 
Nordrhein-Westfalen mit Kommunen 
eng kooperiert, wie z. B. das seit 2006 
neu aufgelegte Projekt „Energiesparer 
NRW“, bei dem das Ministerium für 
Wirtschaft, Mittelstand und Energie 
in Kooperation mit vielen Kommunen 
vorbildliche Gebäude mit der Plakette 
„Energiesparer NRW“ auszeichnet. 

Ein weiteres Beispiel ist das Projekt  
„50 Solarsiedlungen in NRW“, in dem 
neben der Errichtung von hoch energie-
effizienten Neubausiedlungen mittler- 
weile die energetische Modernisie-
rung bestehender Siedlungen  einen 
hohen Stellenwert hat. Am Projekt 
haben mittlerweile knapp 40 Kom-
munen in Nordrhein-Westfalen teil-
genommen. Viele der teilnehmenden 

Städte betonen den Image- und Öf-
fentlichkeitsgewinn, der durch eine 
Mitwirkung am Projekt entstanden ist. 
Gemäß der Klimaschutzstrategie des 
Landes Nordrhein-Westfalen sollen 
als Weiterentwicklung des Projektes 
weitere 100 klimaschonende Siedlun-
gen entstehen. Die Rahmenbedingun-

gen für dieses neue Projekt werden 
zurzeit erarbeitet und im Herbst 2009 
vorgestellt.

Nur noch sehr wenige Kommunen 
bieten eigene ergänzende Förderpro-
gramme für die energetische Moder-
nisierung des Gebäudebestandes an. 

Solarbunker Gelsenkirchen
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Das Programm Stadtumbau West 
fördert in Wuppertal die städtebauli-
che Modernisierung der gründerzeit-
lichen Quartiere Arrenberg, Elber-
felder Nordstadt, Unterbarmen und 
Oberbarmen/Wichlinghausen. 

Integriert in die städtebaulichen Maß-
nahmen ist das Angebot einer flä-
chendeckenden Energieberatung in 
Kooperation mit der EnergieAgentur 
NRW und der Verbraucherzentrale 
Wuppertal (Energieberatung). Das An-
gebotsspektrum der Energieberatung 
reicht dabei von der Bereitstellung 
von Informationsmaterialien über die 
Durchführung von Öffentlichkeitsar-
beit und Erstberatungen bis hin zu de-
taillieren Vor-Ort-Beratungen, um sa-

nierungswillige Eigen tümerinnen und  
Eigentümer zu unterstützen. In jedem 
Quartier wurden hierfür Beratungs-
räume angemietet. 

Stadtteilbezogene Energieberatung in Quartieren mit besonderem Erneuerungsbedarf in Wuppertal

Wupperbrücke am Arrenberg

Beispiele in Nordrhein-Westfalen sind 
die gebäudebezogenen Förderpro-
gramme in Düsseldorf, Münster und 
Aachen, wobei die Düsseldorfer und 
Münsteraner Programme ausschließ-
lich aus kommunalen Mitteln finan-
ziert werden. In Aachen bieten die 
lokalen Stadtwerke in enger Zusam-
menarbeit mit dem Verein altbauplus 

e. V. ein Förderprogramm an. Die fi-
nanziellen Ressourcen dieser Pro-
gramme sind allerdings zeitlich und 
finanziell begrenzt.4

Das Förderprogramm der Landes-
hauptstadt Düsseldorf zeichnet sich 
vor allem dadurch aus, dass es vorhan- 
dene Förderlücken bei Bundespro-
grammen schließt und einen Beitrag  
zur Überwindung typischer Hemmnisse  
bei der Realisierung von Sanierungs-
maßnahmen im Gebäudebestand ei-
ner Großstadt leistet.

4 Zum Beispiel umfasst das Münsteraner 
Programm 100.000 Euro pro Jahr (es 
werden zusätzliche Mittel aus dem zweiten 
Konjunkturpaket des Bundes, insgesamt 
800.000 Euro für 2009/10, erwartet). 

Über die Umsetzung von emissions-
mindernden Maßnahmen bei Wohn-
gebäuden besteht ein wichtiges Hand-
lungsfeld einer Kommune auch in der 
Unterstützung von lokal ansässigen 
Betrieben und Unternehmen, ihren 
Energieverbrauch und ihre Emissio-
nen zu reduzieren. Beispielsweise hat 
die Freie und Hansestadt Hamburg 
ein Maßnahmenportfolio im Rahmen 
der UmweltPartnerschaft Hamburg 
(UPHH) aufgelegt, das sich von der 
Verabschiedung freiwilliger Selbstver-
pflichtungen über das Angebot von 
Beratungsdienstleistungen und För-
dermaßnahmen bis hin zur Begleitung 
betrieblicher Zertifizierungen (z. B. 
EMAS) erstreckt (siehe: http://www.
hamburg.de/umweltpartnerschaft). 

Auch Kommunen in Nordrhein-Westfa-
len haben die Möglichkeit, derartige Be-
ratungs- und Dienstleistungsprogram- 
me aufzulegen. Aus planerischer Pers-
pektive sind jedoch sog. Zero Emission 
Parks (http://www.zeroemissionpark.
de) eine Möglichkeit, ganze Gewebege-
biete integriert aus einer Ressourcen- 
und energetischen Perspektive zu mo-
dernisieren oder zu entwickeln. 

Maßnahmenpakete
im Handlungsfeld 
Energieeffizienz

✔  Entwicklung und Umsetzung von 
Klimaschutz- und Energiespar-
maßnahmen im kommunalen 
Gebäudebestand mit hoher 
öffentlicher Vorbildwirkung

✔  gegebenenfalls Formulierung und 
Verabschiedung von Satzungen 
zur Modernisierung bestehender 
und zur Neuerrichtung städti-
scher Gebäude

✔  Bereitstellung und Bündelung von 
Informationen und Beratungs- 
dienstleistungen für externe Ziel- 
gruppen (z. B: Eigenheimbesitze-
rinnen und -besitzern, Wohnungs-
gesellschaften)

✔  Umsetzung öffentlichkeitswirksa-
mer Projekte (z. B. Thermografie-
aktionen, Wettbewerbe), begleitet 
durch regelmäßige Pressearbeit

✔  Aufbau eines zur Bundes- und 
Landesförderung komplementä-
ren Förderprogramms energeti-
sche Altbaumodernisierung

✔  gegebenenfalls Beteiligung an 
überörtlichen Projekten zur Ge-
nerierung externer Finanzmittel 
und unterstützender Öffentlich-
keitsarbeit, Generierung zusätz-
lichen Images durch überörtliche 
Wahrnehmung

C H E C K L I S t E
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Maßnahmenpakete im Hand-
lungsfeld Energieumwandlung

Differenzierung der  
Versorgungsstrukturen 
Neben der Energieeinsparung sind die 
Nutzung erneuerbarer Energien und 
die Erhöhung der Energieeffizienz zwei 
weitere wichtige, auf Energie bezoge-
ne Standbeine des Klimaschutzes. Das 
Spektrum der möglichen Maßnahmen 
ist vielfältig und unterliegt den Ergeb-
nissen von Wirtschaftlichkeitsberech-
nungen und Energiekonzepten für die 
jeweils anvisierten Einzelprojekte.

Der Einsatz erneuerbarer Energien er-
gänzt die etablierte zentrale Energie- 
versorgung durch dezentrale Systeme, 
die für Kommunen große Gestaltungs- 
chancen bieten. Eine mögliche Maß-
nahme zur Nutzung erneuerbarer Ener- 
gien, die von Kommunen initiiert wer-
den kann, ist zum Beispiel die Förde-
rung des Einsatzes von Fotovoltaikan-
lagen oder Solarkollektoren durch

 Förderprogramme der regionalen 
 Energieversorger, 

 eine solarenergetische Bewertung 
 von Bebauungsplänen, 

 eine systematische Erfassung 
 geeigneter Dach- und Fassaden-
 flächen im Gebäudebestand, ver-
 bunden mit entsprechenden 
 Informationen über vorhandene 
 Potenziale an die Gebäudeeigen-
 tümerinnen und -eigentümer, 

 eine entsprechende Beratung im 
 Rahmen von Bauantragsverfahren, 

 den Einsatz aktiver solarer Systeme
 auf öffentlichen Liegenschaften
 (Vorbildfunktion) bzw. die  Bereit-
 stellung kommunaler Dachflächen 
 für Privatinvestitionen.

Darüber hinaus kommt die Errichtung 
von Geothermie- oder Biomassekraft-
werken infrage, mit denen ggf. vorhan-
dene ältere Kraftwerke ersetzt werden 
können, sowie die Ausweisung von 
geeigneten Standorten für Windkraft-
nutzung.

Wichtige Ansätze zur Erhöhung der 
Energieeffizienz sind die Modernisie-
rung des eigenen Kraftwerksparks von 
 Stadtwerken, also z. B. der Ersatz von 
kohlebefeuerten Anlagen durch mo-

derne Gas- und Dampf-Kombi-Anla-
gen (GuD) und der parallele Ausbau 
von Kraft-Wärme-Kopplung. Auch der 
weitere Ausbau der Fernwärme, falls 
lokal vorhanden, bietet eine wichtige 
Möglichkeit der Emissionsreduktion 
auf gesamtstädtischer Ebene. 

Die Herausforderung besteht dabei 
darin, die Schnittstelle der Steigerung 
der Energieeffizienz und erneuerbare 
Energien wirtschaftlich effizient und 
ökologisch effektiv zu adressieren, wie 
das Beispiel der Solar-und Sparschu-
len zeigt. Auf städtebaulicher Ebene 
bieten die Bahnstadt Heidelberg oder 
die HafenCity in Hamburg Beispiele 
für eine integrierte Verzahnung beider 
Elemente im Neubau. 

Co
2-freie Städte und Quartiere 

als städtebauliche option
Eine nächste Stufe ist mit der Reali-
sierung CO2-freier Städte und Quar-
tiere erreicht. Am Beispiel des Stadt-
quartiers Neuaubing/Freiham Nord in  
München konnte im Rahmen einer 
Szenarienstudie (Wuppertal Institut 
2009) aufgezeigt werden, dass eine 
CO2-Neutralität eines Quartiers auch 
dann möglich ist, wenn der Verkehrs-
sektor mit einbezogen wird. Für ein 
bestehendes Stadtquartier mit ca. 
10.000 Einwohnerinnen und Einwoh-
nern ist eine städtebauliche Erweite-
rung um ca. 20.000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern in stark verdichteter 
Bebauung geplant.1 Durch eine for-
cierte Modernisierung im Bestand 
(z. B. unter Nutzung von Passivhaus-

1 Bestand: MFH- und EFH-Bebauung,  
Schienenanschluss, Versorgung zu 1/3  
über Nahwärme

komponenten wie z. B. Lüftungsanla-
gen mit Wärmerückgewinnung), eine 
Umsetzung von Passivhausstandards 
für den Neubau und die Nutzung von 
Fotovoltaik und Solarthermie gelingt 
es, die für die Erzeugung von Heizwär-
me und Warmwasser erforderliche 
Energiemenge im wachsenden Mus-
terstadtteil bis zum Jahr 2038 von 
55.600 MWh/a auf einen Wert von cir-
ca 39.000 MWh/a zu senken. Weitere 
Emissionsminderungen können er-
zielt werden, wenn ein weitgehender 
Ersatz von fossilen Heizenergieträ-
gern (Gas, Öl und Strom) mit gasbe-
triebenen Mikro-KWK-Anlagen, Holz-
pelletheizungen und Wärmepumpen 
erfolgt. Auch der Anschluss möglichst 
vieler Gebäude an ein durch Geother-
mie gespeistes Fernwärmenetz bietet 
weitere Möglichkeiten der Emissions-
reduktion. 

Integrierte lokale Energiekonzepte 
als Schlüsselinstrument
Eine Kommune muss in einem Um-
weltbericht nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und 
§ 1a BauGB eine Umweltprüfung pla-
nerischer Maßnahmen durchführen. 
Dabei wird für jeden Bauleitplan fest-
gelegt, in welchem Umfang und De-
taillierungsgrad die Ermittlung der 
Belange für die Abwägung erforder-
lich ist. Die Erstellung von Energiekon-
zepten als Bestandteil des Umweltbe-
richts (§ 2) hat sich in diesem Rahmen 
als ein Schlüsselinstrument erwiesen, 
Alternativen möglicher Wärmeversor- 
gungskonzepte zu prüfen. Eine beson- 
dere Herausforderung liegt dabei in der 
Integration von städtischen Gesamt- 
konzepten (Masterplänen) mit quar-
tiersbezogenen Teilkonzepten. 

Tiefengeothermische Versorgung eines Neubaugebietes in Bottrop-Kirchhellen
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größere Fassadenflächen integriert 
und an Balkonbrüstungen angebracht. 
Weitere Module sind auf den Dachflä-
chen aufgeständert. Die ASG-Gebäu-
de nutzen die Sonnenenergie mit einer  
solarthermischen Anlage zur Warm-
wasserbereitung. Zusätzlich werden 
hier die solaren Aspekte der Sanie-
rung durch eine farbig gestaltete Fo-
tovoltaik-Anlage an der Fassade sicht-
bar gemacht. Projektbeteiligte waren: 

 Stadt Köln 
 Landesentwicklungsgesellschaft 

 (LEG NRW), Düsseldorf 
 Antoniter Siedlungsgesellschaft

 mbH Köln 
 Ecofys Germany GmbH 
 Generalunternehmer: 

 Bihler & Oberneder, München 
 Miksch & Partner Architekten, 

 Düsseldorf

„Solar- und Sparschulen“ 

Die Bereitstellung von kommunalen 
Dachflächen z. B. für privat finanzierte 
Fotovoltaik-Anlagen („Bürger-Solar-
Kraftwerk“) richtet sich insbesondere 
an die Bürgerinnen und Bürger, die in 
Sonnenenergie investieren möchten, 
aber keine geeigneten Dachflächen 
zur Verfügung haben. 

Ein gutes Bespiel sind die „Solar- und  
Sparschulen“ aus Nordrhein-Westfalen 
(www.solarundspar.de). In diesen Schul- 
projekten geht es darum, den Bau 
von größeren Fotovoltaik-Anlagen mit 
Maßnahmen der Beleuchtungssanie-
rung (Einbau von moderner und effizien- 
ter Beleuchtung) und weiteren Ener-
gie- und Wassereinsparinvestitionen 
in einem Gesamtpaket zu kombinieren. 
Das Investitionspaket wird im Bürger-
Contracting realisiert, d. h. durch Bür-
gerinnen und Bürger als stille Anteils-
eigner vorfinanziert, die eine Rendite 
auf ihr eingesetztes Kapital erhalten. 
Die Projekte finden im Rahmen der 

„100.000 Watt-Solar-Initiative“ statt, 
deren Grundidee es ist, an ausgesuch- 
ten Schulen pro Schüler 50 Watt sola-
re Stromerzeugung zu installieren und  
gleichzeitig 50 Watt an Beleuchtungs-
leistung einzusparen. So werden pro  
Schüler insgesamt 100 Watt Leistung  
an herkömmlicher Stromerzeugung  
hinfällig.

Bahnstadt Heidelberg

Die Bahnstadt Heidelberg umfasst mit 
116 Hektar ein größeres Areal als die 
Altstadt. Südwestlich des Hauptbahn-
hofs gelegen, sollen auf dem Gelände 
neben Büro- und Gewerbeflächen vor  
allem Wohnungen für rund 5.000 Ein- 
wohnerinnen und Einwohner entstehen.

Das vereinbarte Energiekonzept des 
Quartiers sieht vor, Heidelberg-Bahn-
stadt grundsätzlich im Passivhaus-
standard zu bebauen und die Wärme- 
versorgung mit Fernwärme zu ge-
währleisten. Klimaschützende Konse- 
quenz: Die CO2-Emissionen durch Hei- 
zung und Warmwasserversorgung wer- 
den um 56 Prozent geringer sein als 
bei konventioneller Bauweise. Mittel-
fristig soll die Wärme- und Stromver-

sorgung zu 100 Prozent aus erneu-
erbaren Energien generiert werden. 
Seit dem Abschluss eines städtebau-
lichen Vertrages zwischen der Stadt 
Heidelberg und der Entwicklungsge-
sellschaft Heidelberg GmbH (EGH) 
im April 2008 ist der Weg frei für die 
konkrete Entwicklung und Bebauung 
von Heidelbergs neuem Stadtteil. Im 
Januar 2008 hatte die EGH – ein Kon-
sortium aus der Sparkasse Heidel-
berg, der LBBW Immobilien GmbH 
sowie der Gesellschaft für Grund- und 
Hausbesitz Heidelberg (GGH) – 60 
Hektar des Geländes von dem Bahn-
Immobilienunternehmen aurelis er-
worben. Fünfzehn Hektar, die nicht 
zur Bebauung vorgesehen sind, er-
warb die Stadt Heidelberg. Rund 20 
Hektar werden derzeit noch von den 
amerikanischen Streitkräften genutzt, 
weitere 20 Hektar befinden sich in 
Privatbesitz.

Solarsiedlung Köln-Bock-
lemünd (Bestandsmaß nahme)

Bocklemünd ist eine typische Siedlung 
aus den 60er-Jahren: Bocklemünd ist 
ein Stadtteil, der von großen Grünflä-
chen umgeben ist. Im April 2001 konnte  
die Landesentwicklungsgesellschaft 
NRW (LEG) die Sanierung von 548 Woh- 
nungen zur Solarsiedlung abschließen.  
Sie erreichte damit ihr Ziel, mit der 
mehr als 30 Jahre alten Bestandsar-
chitektur einen Beitrag zur Nutzung 
regenerativer Energien zu leisten.

Bis zum Ende des Jahres 2001 ver- 
größerte die Antoniter Siedlungsgesell- 
schaft (ASG) die Solarsiedlung um ei-
nen weiteren Gebäudekomplex mit 92 
Wohnungen. Auch die ASG hat ein Sa-
nierungskonzept verfolgt, das soziale, 
ökologische und städtebauliche Qua-
litäten mit einem innovativen Energie-
konzept und damit mit einer kosten-
sparenden Bauweise verbindet.

An allen Gebäuden wurden umfas- 
sende Wärmedämmmaßnahmen durch- 
geführt. Der Heizenergiebedarf wurde 
dadurch von ursprünglich 126 auf 59 
kWh/m²a (LEG) bzw. von 156 auf 67 
kWh/m²a (ASG) verringert. 

Großflächige Fotovoltaikmodule sind  
oberhalb der zweiten Stockwerke in   

Maßnahmenpakete 
im Handlungsfeld 
Energieumwandlung

✔  frühzeitige Grobabschätzung 
möglicher Nahwärmeversor-
gungspotenziale

✔  Energiekonzept mit Versorgungs-
varianten (dezentral, zentral, BHKW,  
erneuerbare Energieträger …)

✔  bei Wettbewerbsauslobungen 
für neue Baugebiete solarener-
getische Anforderungen und 
integriertes Planen aufnehmen, 
städtebauliche Entwürfe und 
Bauleitpläne solarenergetisch 
optimieren

✔  Bestandsoptimierung durch  
Ermittlung von solarenerge-
tischen Potenzialen 

C H E C K L I S t E
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Maßnahmenpakete im Handlungsfeld Verkehr

„Ich würde vor allem Investitionen im Mobilitätsbereich stärker ins Blick-
feld rücken, mit dem Ziel, etwa das Busliniennetz und die sogenannte 

‚Hardware‘ (Rad, Bahnhof, Regionalbahnnetz) weiterzuentwickeln.“
                                                          (Klaus Meiners, Stadt Aachen, Fachbereich Umwelt)

Moderner Straßenbahnzug („Silberpfeil“)  der Rheinbahn AG in Düsseldorf 

Im Verkehrssektor sind zwar die unmit- 
telbaren Einwirkungmöglichkeiten auf  
lokaler Ebene begrenzt, jedoch kommt 
der Kommune auch hier eine wichtige 
Steuerungs- und Vorbildfunktion zu. 
Eine auf einen klima freundlichen Ver-
kehr ausgerichtete Stadt- und Ver-
kehrsplanung zielt darauf, bestehende 
Mobilitätszwänge durch die Planung 
und Umsetzung  einer Stadt der kur-
zen Wege mit nutzungsgemischten 
Stadtquartieren (Wohnen und Ver-
sorgen) und attrak tiver Verkehrsinf-
rastruktur des Umweltverbundes zu 
reduzieren. 

In der Stadt- und Verkehrsplanung 
ergeben sich umfassende Möglich-
keiten, den motorisierten Verkehr und 
somit auch den Energieverbrauch zu 
reduzieren – und dies ohne Beein-
trächtigung der räumlichen Mobilität 
der Bevölkerung. 

Die Integrierte Stadtentwicklungs- 
und Verkehrsplanung (ISVP), die 
sowohl städtebauliche als auch ver-
kehrliche Aufgaben und Ansprüche glei-
chermaßen berücksichtigt, verfolgt 
das Ziel, Siedlungsstrukturen der kur-
zen Wege zu schaffen. Dabei soll die 

ISVP durch die Gestaltung stadtstruk-
tureller Rahmenbedingungen Einfluss 
auf das Verkehrsverhalten nehmen 
und den bestehenden Kfz-Verkehr 
reduzieren sowie die Induktion von 
zusätzlichem Verkehr begrenzen. Als 
stadt- und verkehrsplanerische In-
strumente kommen die Erhaltung 
und Schaffung dichter, gemischt ge-
nutzter Quartiere, eine ÖPNV-affine 
Stadtentwicklung nach dem Achsen-
konzept sowie ein attraktives, ziel-
gruppenspezifisches ÖPNV-Angebot 
infrage (SRU 2005).
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Eine weitere Möglichkeit, den Ver-
brauch fossiler Energieträger durch 
den Verkehrssektor maßgeblich zu 
senken, liegt in der Förderung der Ver- 
kehrsarten des Umweltverbundes, also  
des ÖPNV, des Rad- und des Fußver-
kehrs, aber auch beispielsweise des 
Carsharings. 

In vielen Großstädten konnte durch 
kombinierte Maßnahmen zur Förde-
rung des öffentlichen Nahverkehrs 
der Pkw-Anteil an den Verkehrswegen  
teilweise auf unter 50 Prozent ge-
senkt werden.  Potenzial, die Attrakti-

vität zu erhöhen, kann im Ausbau und 
Lückenschluss des Netzes oder der 
Verbesserung der Taktung und der 
Anschlussmöglichkeiten liegen. Auf 
Quartiersebene können Haltepunkte 
erneuert oder Angsträume entschärft 
werden.

Der wichtigste Ansatzpunkt in der 
Förderung des Radverkehrs liegt im 
Ausbau und der Qualifizierung der 
Infrastruktur. Die Anlage von Radver-
kehrsstreifen im Straßenraum und 
bauliche Maßnahmen zur Erhöhung 
der Sicherheit für Radfahrer sowie die  

Entwicklung eines städtischen oder 
ortsübergreifenden Radwegenetzes  
können im Rahmen einer umfassenden  
Radverkehrsplanung erfolgen. Auch die  
Bereitstellung von ausreicheden Ab- 
stellmöglichkeiten in der Stadt oder 
die Einrichtung einer Radstation bei-
spielsweise im Bahnhofsumfeld erhö-
hen die Attraktivität des Verkehrsmit- 
tels. Städte mit einer gelungenen Rad-
verkehrsplanung sind neben Münster 
oder Bocholt beispielsweise auch Glad- 
beck und Troisdorf. 

Im Rahmen des Projektes „Fahrrad-
freundliche Städte und Gemeinden in 
Nordrhein-Westfalen“ (http://www.fahr- 
radfreundlich.nrw.de) wurde unter-
sucht, in welchem Ausmaß sich För-
dermaßnahmen für den Radverkehr 
auf die Entwicklung des Modal Split 
auswirken. Die untersuchten Städte 
erreichen eine Zunahme des Radver-
kehrs am Gesamtaufkommen um 18 
bis 30 Prozent – bei vergleichsweise 
geringem finanziellem Aufwand. 

Hilfreich kann auch die Ernennung ei-
ner Verwaltungsmitarbeiterin/eines 
-mitarbeiters zur/zum Radbeauftrag-
ten sein, die/der sich für die Belange 
sowohl der Radfahrerinnen/Radfahrer 
in der Stadt als auch der Verwaltungs-
kolleginnen und -kollegen, die mit dem 
Fahrrad zum Dienst fahren, einsetzt – 
beispielsweise im Rahmen eines be-
trieblichen Mobilitätsmanagements.

Elektronische Informationstafeln der Kölner 
Verkehrs-Betriebe AG

Fahrradstation Bahnhof Billerbeck
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Die Verknüpfung von Fahrrad und 
ÖPNV (Bike and Ride) erweitert den 
Einzugsbereich von Haltestellen. Eine 
Untersuchung an zwei nordrhein-west- 
fälischen Haltestellen des SPNV hat 
aufgezeigt, dass durch die Bereitstel- 
lung der notwendigen Infrastruktur  
Verlagerungswirkungen erzielt werden 
können: Rund 40 Prozent der Bike-
and-Ride-Nutzer an beiden Standor-
ten nutzten zuvor das Auto für die ge-
samte Strecke (ILS NRW 1995). 

Eine umfassende Quantifizierung ein- 
gesparten Treibstoffs durch eine Verla-
gerung motorisierter Verkehre auf das  
Fahrrad gestaltet sich jedoch schwierig  
und ist nur in Ausnahmefällen möglich,  
da flächendeckende, nach Kommunen  
untergliederte Untersuchungen des 

Mobilitätsverhaltens bisher nur in Aus- 
nahmefällen vorliegen (AGFS 2001). 
Die Erfahrungen der AGFS haben je-
doch gezeigt, dass sich eine Förderung  
des Radverkehrs deutlich im Energie-
verbrauch des Verkehrssektors nie-
derschlägt. In Troisdorf konnte z. B. 
durch die Verlagerung von Autoverkeh- 
ren auf das Fahrrad eine erzielte Kraft-
stoffeinsparung bzw. Reduzierung der 
CO2-Emissionen mit 2.743 Tonnen CO2  
quantifiziert werden. 

Auch im Fußverkehr wird ein großes 
Potenzial gesehen, bisher mit dem Kfz 
durchgeführte Fahrten zu substituie-
ren (UBA 2001). Eine Möglichkeit der 
Ausschöpfung dieses Potenzials ist die  
Bereitstellung einer funktionalen Fuß-
verkehrsinfrastruktur, beispielsweise 

Klimaschutzkampagne der Kölner Verkehrs-Betriebe AG 

eines kleinteiligen und engmaschigen 
Wegenetzes mit minimierten Beein-
trächtigungen durch andere Verkehrs-
arten, und die Vernetzung der Infra-
struktur insbesondere mit dem ÖPNV 
(Monheim o. J.). Da Daten zu Qualität 
und Quantität des Fußverkehrs insbe-
sondere in kleineren Kommunen häu-
fig nicht vorhanden sind, fehlt jedoch 
oftmals die Planungs- und vor allem 
Evaluationsgrundlage für die Bewer-
tung der Wirksamkeit entsprechen-
der Maßnahmen.
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I N F o K A S t E N

Buskonzept Lemgo

In der Stadt Lemgo wurde bereits in den 1990er-Jahren 
das bestehende Buskonzept infrage gestellt, da es nur ei-
nen geringen Kundenstamm ansprach. In den folgenden 
Jahren bemühte sich die Stadt gezielt um die Förderung 
des ÖPNV. Dazu gehörte der Ausbau der Infrastruktur 
zur Anbindung möglichst vieler Stadtbereiche. Um einen 
möglichst zügigen Fahrbetrieb zu ermöglichen, wurden 
Vorrangschaltungen an Ampeln und Busspuren einge-
richtet. Durch die Einführung von „Rendezvous“-Halten 
verschiedener Buslinien wurde der Zeitverlust beim Um-
steigen minimiert. Im Vordergrund stand dabei die Öffent-

Fahrradfreundliches troisdorf

In Troisdorf wurde das Fahrrad schon in 1980er-Jahren 
zum Mittelpunkt der Verkehrsplanung erhoben. Dem Fahr-
radverkehr sollte eine politische und planerische Priorität 
zukommen, sodass es als gleichberechtigtes und siche-
res Verkehrsmittel akzeptiert wird und der Anteil der Au-
tofahrten besonders im Kurz- und Mittelstreckenbereich 
zurückgeht. Zunächst wurde eine dezernats- und ämter-
übergreifende Projektgruppe eingerichtet, die sich um die 
Durchsetzung der planerischen Ziele bemühte. Eine Reihe 
von Maßnahmen führte in den Folgejahren dazu, dass der 
Anteil des Fahrradverkehrs von 16 Prozent auf 21 Prozent 
anstieg, wobei der Autoverkehr von 45 Prozent auf 41 Pro-

lichkeits- und Marketingstrategie der Stadt Lemgo. Durch 
die Entwicklung eines „Corporate Designs“ sollte ein mög-
lichst hoher Wiedererkennungseffekt geschaffen werden. 
Mit Broschüren, Kleinanzeigen und Plakaten wurden die 
Bürgerinnen und Bürger über das neue Buskonzept infor-
miert. Das Fahrgastaufkommen stieg infolge der Verände-
rungen im ersten Betriebsjahr bereits um 80 Prozent  an. 
In einer Befragung geben zudem zwei Drittel der Bürgerin-
nen und Bürger an, dass der Stadtbus als persönliche Be-
reicherung empfunden wird. 

zent zurückging. Die Maßnahmen umfassten die deutliche 
Kennzeichnung von Radwegen und -fahrstreifen durch  rote 
Markierungen, den sogenannten „roten Faden“. Von dieser 
Maßnahme ging eine hohe Signalwirkung aus. Zudem wur-
de eine Fahrradverkehr-Vorzugsroute, die sogenannte Ve-
loroute, eingerichtet. Die Route ist durchweg begrünt und 
von der Straße getrennt. Die Maßnahmen wurden durch 
eine breite  Öffentlichkeitsarbeit unterstützt. Dazu gehör-
ten die Einrichtung eines Fahrradinformationszentrums, 
die Einbindung von Schulen und Lehrern, die Anschaffung 
von Dienstfahrrädern im öffentlichen Bereich und Informa-
tionen in Presse und Broschüren.  

Hybrid-Bus der BOGESTRA AG

Maßnahmenpakete im 
Handlungsfeld Verkehr

✔  Frühzeitige Grobabschätzung 
✔  durch Integrierte Stadtentwick-

lungs- und Verkehrsplanung 
(ISVP) Bewahrung und Schaffung 
von Siedlungsstrukturen der  
kurzen Wege

✔   Förderung der Verkehrsarten 
des Umweltverbundes, also des 
kombinierten ÖPNV, des Rad- 
und Fußverkehrs, aber auch  
Angebot von Mobilitätsdienst-
leistungen (z. B. Car Sharing, 
Mobilitätsmanagement

✔   Einrichtung eines/einer Rad- 
beauftragten innerhalb der  
Stadtverwaltung

C H E C K L I S t E
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„Planer müssen sich grundsätzlich an Extremen orientieren. … Gesundheitliche Schäden drohen durch längere 
Hitzeperioden. … So gilt als Daumenregel die Forderung, dass Menschen im Freien in Hitzephasen innerhalb von 
fünf Gehminuten schattige Zonen aufsuchen können. Ist das in heutigen Großstädten und Ballungsräumen immer 
möglich? … Eine klimaverträgliche Stadt benötigt einen Grünflächenanteil von mindestens einem Viertel ihres Ge-
biets. … Es ist denkbar, dass wir künftig in  europäischen Großstädten eine Renaissance der Grünzüge und Alleen 
erleben. Über diese Schneisen wird aus dem Umland … kühlere Luft zugeführt. Eine klimagerechte Stadtplanung 
erfordert die Prüfung dieser Möglichkeiten … in allen deutschen  Ballungsräumen. Das kann eine entsprechende 
Anpassung der Bebauungspläne zur Folge haben.“                          Presseerklärung des Deutschen Wetterdienstes vom 28.04.2009

In der oben zitierten Pressemittei-
lung des Deutschen Wetterdienstes 
vom 28.04.2009 werden am Beispiel 
der Wirkungen des Klimawandels auf 
Frankfurt/Main wichtige Herausfor-
derungen skizziert, die auch für nord-
rhein-westfälische Städte Gültigkeit 
besitzen. Trotz der Anstrengungen 
zur Emissionsreduktion werden sich 
Kommunen darauf einstellen müssen, 
frühzeitig entsprechende Maßnah-
menprogramme zur Begrenzung ein-
tretender Schäden durch die Folgen 
des Klimawandels bzw. zur Präventi-
on aufzustellen und umzusetzen. 
Anpassung im Städtebau ist aller-
dings durch die erst in mittelbarer 
Zukunft spürbaren Effekte der Maß-
nahmen weitaus schwieriger zu kon-
kretisieren als die Umsetzung von 
Klimaschutzmaßnahmen. Die Anpas-
sungsstudie des Potsdam-Instituts für 

 Klimafolgenforschung (2009) spricht 
die Empfehlung aus, das Planungs-
recht zukünftig zu einer proaktiven 
Herangehensweise zu entwickeln und 
dabei u. a. folgende Komponenten zu 
berücksichtigen: 

 die Implementierung von obligatori- 
schen Versicherungsinstrumenten, die 
im Fall von Katastrophen Ausgleichs-
zahlungen ermöglichen, 

 Nutzungseinschränkungen für be- 
sonders gefährdete Areale (z. B. Fluss-
randgebiete im Rahmen des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes),

 die Freihaltung von Flächen bzw. 
das Festsetzen von Bebauungsgren-
zen für den Wärmeausgleich über in-
nerstädtische Gewässer-, Grün- und 
Waldflächen, 

 die Förderung von Dach- und Wand- 
begrünung als Kleinstgrünflächen, 

 eine effiziente Freiraumplanung, 
also die Umsetzung einer guten Ba-
lance zwischen kompakter Siedlungs-
struktur und der Anlage von Grünflä-
chen,

 die Begrünung von Straßenzügen 
zur Reduktion der Aufheizung versie-
gelter Flächen,

 die Entwicklung von Sicherungskon- 
zepten für essenzielle Infrastruktur, 

 die Implementierung einer obliga-
torischen Klimaverträglichkeitsprü-
fung im Planungsrecht, die Anpas-
sung und Klimaschutz beinhaltet (vgl. 
auch Fleischhauer et al. 2006; Kropp 
et al. 2008). 

 eine Hitzeschutzaspekte einbezie- 
hende Gebäudeplanung, die durch  
Ausrichtung und Verwendung heller  
Baumaterialien einen Wärmeinsel- 
effekt verringert (MUNLV 2009). 

Grundlage geeigneter Anpassungs-
strategien ist das städtebauliche Leit-
bild der kompakten Stadt mit kurzen 
Wegen, das aber an die Erfordernisse 
fortschreitenden Klimawandels ange-
passt werden muss, um Nachteile wie 
z. B. die Entstehung von lokalen Hitze-
inseln zu vermeiden. 

Gegenwärtig beginnen viele Kommu-
nen Nordrhein-Westfalens, eigene An-
passungskapazitäten aufzubauen. Un-
terstützt werden sie dabei durch das 
bundesweite Kompetenzzentrum Kli-
mafolgen und Anpassung (KOMPASS, 

Stadt Stuttgart, Durchlüftungszonen „Unterer Grund“

Maßnahmenpakete im Handlungsfeld  
Klimafolgenanpassung
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http://www.anpassung.net), durch das  
z. B. regional spezifische Datensätze 
und Modellierungsergebnisse zum Kli- 
mawandel für bundesdeutsche Regio-
nen bereitgestellt bzw. zusammenge-
stellt werden. 

Weitere hilfreiche Hinweise enthält das 
„Handbuch Stadtklima“, das im Auf-
trag des nordrhein-westfälischen Um-
weltministeriums bis zum Jahresen-
de 2009 erarbeitet wird. Erstellt wird 
das „Handbuch Stadtklima“ vom Re-
gionalverband Ruhr (RVR) in Koope-
ration mit der Universität Duisburg-
Essen, dem Forschungsinstitut für 
Abfall- und Wasserwirtschaft an der 
RWTH Aachen und dem Deutschen 
Institut für Urbanistik. 

Beispiele kommunaler 
Anpassungsprojekte sind:

 Im Umweltreferat der Stadt Bocholt 
wird ein Computermodell erstellt, das 
von Hochwasserereignissen gefähr-
dete Gebiete räumlich abbilden soll. 
Eigentümerinnen und Eigentümer von 
Immobilien in den gefährdeten Quar-
tieren sollen anschließend Schutzme-
chanismen an die Hand gegeben wer-
den. Die hierfür notwendigen Mittel 
wurden aus den gewonnenen Landes-
mitteln im Kontext des Wettbewerbs 
„Klimakommune NRW“ generiert. 

 Die Stadt Bocholt entwickelt zudem 
im Rahmen ihrer Strategie „Klimage- 
rechte Stadtentwicklung“ ein integrier- 
tes Konzept von Anpassungsmaßnah- 
men. Das Konzept umfasst u. a. Maß- 
nahmen zur Verminderung der physi- 
schen Verwundbarkeit, wie z. B. die  
Umsetzung von Bauvorsorgemaßnah- 
men gegen Starkregen, die Abdich- 
tung von Kelleröffnungen, Türen und  
Fenstern, die Verlagerung von Zentral- 
heizungen und elektrischen Installa- 
tionen in höhere Geschosse, die Ver- 
wendung wasserfester Baumateria- 
lien, die Installation von Einwegven- 
tilen in Abwasserleitungen, die Verle-
gung von Hochbordsteinen in Gefah-
renzonen, eine V-förmige Ausbildung 
des Straßenprofils sowie die Schaf-
fung neuer Überschwemmungsvo-
lumina. Ergänzt werden diese Maß-

nahmen durch die Erfassung von 
Dachbegrünungsanlagen, durch Fassa- 
denbegrünungen, die Anlage bzw. den 
Ausbau eines Grünringsystems sowie 
Maßnahmen zur Kommunikation und 
Risikowahrnehmung.

 Das Amt für Grünflächen und Um-
weltschutz der Stadt Münster treibt 
bereits seit Jahren die Grünringge-
staltung gegen eine steigende Über-
hitzung im Innenstadtbereich im 
Sommer voran. 

 Das vom Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung geförderte Pro- 
jekt Dynaklim – Dynamische Anpas-
sung regionaler Planungs- und Entwick- 
lungsprozesse an die Auswirkungen 
des Klimawandels am Beispiel der 
Emscher-Lippe-Region befasst sich 
am Beispiel des regionalen Wasser-
managements systematisch mit den 
zu erwartenden Folgewirkungen des 
Klimawandels im nördlichen Ruhrge- 
biet. Zudem werden Leitbilder, Szena- 
rien, Strategien und Instrumente ent- 
wickelt, wie Kommunen in dieser Re-
gion sich proaktiv auf den Klimawan-
del einstellen können. Das Konsorti-
um wird vom Forschungsinstitut für 
Wasser- und Abfallwirtschaft an der 
RWTH  Aachen (FiW) e. V. koordiniert. 
Unter anderem sind als Partner die 
Emschergenossenschaft, Essen, das  
Rheinisch-Westfälische Institut für 
Wasserforschung gGmbH (IWW), das  
Rhein-Ruhr-Institut für Sozialforschung  
und Politikberatung e. V. an der Uni- 
versität Duisburg-Essen (RISP), das 
Ruhr-Forschungsinstitut für Innova-
tions- und Strukturpolitik e. V. (RUFIS) 
in Bochum und das Wuppertal Institut 
für Klima, Umwelt, Energie beteiligt 
(http://www.dynaklim.de).

Maßnahmenpakete  
im Handlungsfeld  
Klimafolgenanpassung

✔  Setzung von Nutzungseinschrän-
kungen für besonders gefährdete 
Areale (z. B. Flussrandgebiete im 
Rahmen des vorbeugenden  
Hochwasserschutzes)

✔  die Freihaltung von Flächen bzw. 
das Festsetzen von Bebauungs-
grenzen für den Wärmeausgleich 
über innerstädtische Gewässer-, 
Grün- und Waldflächen

✔  die Förderung von Dach- und 
Wandbegrünung als Kleinst- 
grünflächen 

✔  die Begrünung von Straßen zügen 
zur Reduktion der Aufheizung 
versiegelter Flächen

✔  eine effiziente Freiraum planung, 
also die Umsetzung einer guten 
Balance zwischen kompakter 
Siedlungsstruktur und der  
Anlage von Grün flächen

✔  die Entwicklung von Sicherungs-
konzepten für essenzielle Infra-
struktur 

✔  eine Hitzeschutzaspekte einbe-
ziehende Gebäude planung, die 
durch Ausrichtung und Verwen-
dung heller Baumaterialien einen 
 Wärmeinseleffekt verringert 

C H E C K L I S t E
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Klimaschutz als 
gesellschaftlicher Prozess

Städte rücken als wichtige Verursacher 
des Klimawandels, als Leidtragende  
seiner Folgewirkungen und als Schlüs- 
selakteure zur Verringerung von Treib- 
hausgasen zunehmend in den Mittel- 
punkt öffentlichen Interesses. Unter  
anderem bedingt durch die extremen  
Wetterereignisse der letzten Jahre und  
durch steigende Energiepreise wächst  
das Problembewusstsein nicht nur in  
der Bevölkerung, sondern auch bei  
kommunalen Entscheidungsträgerin- 
nen und -trägern. Die Berücksichtigung 
von Belangen des allgemeinen Klima-
schutzes in sämtlichen kommunalen 
Handlungsfeldern wird so zu einer Her- 
ausforderung, der sich Kommunen 
stellen müssen, wenn sie mittelfristig 
Schaden abwenden und im Städte-
wettbewerb bestehen wollen.

Viele Gemeinden haben auf diese Er- 
fordernisse bereits reagiert, Klima-
schutzziele formuliert, Umsetzungs-
konzepte erarbeitet und Maßnah-
menpakete entwickelt. Sie setzen mit 
vorbildlichen Maßnahmen Zeichen, 
informieren und beraten die Bevöl-
kerung und tragen mit ihren Aktivitä-
ten zur Emissionsminderung bei. Der 
Verwaltung kommt bei diesem Pro-
zess eine zentrale Funktion zu, denn 
sie besitzt zum einen das notwendi-
ge Fachwissen zur Erarbeitung von 
Handlungsvorschlägen und hat zum 
anderen umfangreiche Erfahrungen 
bei der Ansprache gesellschaftlicher 
Zielgruppen. Die Integration des Kli-
maschutzes in die Stadtentwicklung 
ist vor allem auch ein gesellschaft-
licher Prozess, der nur zum Erfolg 
führt, wenn es gelingt, ihn über die 
Verwaltung hinaus in der Politik, bei 
Unternehmen sowie bei den Bürge-
rinnen und Bürgern langfristig zu ver-
ankern. 

Kommunales 
Handlungsfeld Klimaschutz

Die Akzeptanz und Umsetzung von 
Klimaschutzvorgaben im Rahmen der 
Stadtentwicklung wird gestärkt, wenn 
eine Kommune einen entsprechen-
den politischen Grundsatzbeschluss 
fasst. Die Verwaltung erhält somit Rü-
ckendeckung bei der Integration von 
Klimaschutzmaßnahmen in die Stadt-
entwicklung, sofern im Beschluss ope- 
rationalisierbare Ziele und Hand-
lungsfelder definiert sind, auf die die 
Verwaltung sich verbindlich berufen 
kann. Hilfreich ist darüber hinaus eine 
eindeutige Verankerung der Zustän-
digkeit für den Klimaschutz in Form 
einer „Klimaleitstelle“ o. ä. mit eindeu- 
tigen Befugnissen und entsprechen-
der Ressourcenausstattung. 

Die Knappheit der verfügbaren finan-
ziellen und personellen Ressourcen, 
mit denen diese zusätzliche Aufgabe 
geleistet werden muss, erfordert da-
rüber hinaus die Einbindung lokaler  
Akteure und die Suche nach überörtli-
chen Partnern. Durch die Einrichtung 
von Arbeitskreisen oder anderen Gre-
mien können die Aktivitäten aller im 
Bereich Klimaschutz relevanter Ak-
teure gebündelt und koordiniert wer-
den und somit weitere Zielgruppen  
effizient angesprochen werden. Zahl- 
reiche Förderprogramme ermöglichen  
eine (Ko-)Finanzierung von Klima-
schutzaktivitäten. So bietet die Städte- 
bauförderung die Möglichkeit, Klima-
schutzaktivitäten in einem quartiers-
bezogenen Ansatz zu konzen trieren. 

Viele Klimaschutzmaßnahmen lassen  
sich kostenneutral umsetzen: Die res-
sortübergreifende Erarbeitung von Kli- 
maschutz- und Stadtentwicklungskon- 
zepten sowie die Schärfung des Pro-
blembewusstseins innerhalb der ge-
samten Verwaltung und in der Bevöl-
kerung sind ein wichtiger Schritt hin 
zur Entwicklung neuer Handlungs-an- 
sätze und deren erfolgreicher Umset- 

zung. Letztlich wird es darauf ankom- 
men, lokal realisierbare Maßnahmen  
zu benennen, die einerseits den grund-
sätzlich gefassten Leitzielen zum Klima- 
schutz entsprechen, die aber anderer- 
seits hinreichend konkret sind, sodass  
ihre Umsetzung nachvollziehbar ist und  
in die Öffentlichkeit kommuniziert wer- 
den kann. 

Bei der Berücksichtigung von Klima-
schutzbelangen in der Stadtentwick-
lung sind Zielkonflikte nicht immer 
zu vermeiden: Wie lässt sich die Ver-
besserung der Aufenthaltsqualitäten 
urbaner Freiräume mit dem Ziel der 
verstärkten baulichen Entwicklung im  
Innenbereich vereinbaren, und be-
günstigt eine kompakte Siedlungs-
struktur nicht die Entstehung von ur-
banen Hitzeinseln? Bei diesen oder 
ähnlichen Problemen gilt es, im Ein-
zelfall die unterschiedlichen Belange 
ressortübergreifend abzuwägen und 
tragfähige Kompromisse zu finden, 
die alle berechtigten Ansprüche aus-
reichend berücksichtigen. 

Das städtebauliche Leitbild der kom-
pakten Stadt mit kurzen Wegen hat 
auch vor diesem Hintergrund nach wie  
vor Gültigkeit, es muss aber an die Er-
fordernisse fortschreitenden Klima-
wandels angepasst werden, um klima-
tologische Nachteile zu vermeiden. 

Herausforderung Anpassung

Neben der Reduzierung des Treibhaus- 
gasausstoßes gerät vor dem Hinter-
grund der Zunahme extremer Wetter- 
ereignisse und anderer Erscheinungs-
formen des Klimawandels in den letz-
ten Jahren das Handlungsfeld der Kli-
mafolgenanpassung verstärkt in den 
Blick. Auch ist der Handlungsdruck auf 
kommunaler Ebene deutlich gestie-
gen. In Zukunft wird es darauf ankom-
men, die regionalen Auswirkungen des  
nicht vermeidbaren Klimawandels auf 
der Grundlage entsprechender Ana-
lysen festzustellen und auf die Situ-

Schlussfolgerungen und Herausforderungen 

„Umweltschutz ist kein Selbstzweck, sondern dient dazu, (sehr) gute Lebensbedingungen für den Einzelnen 
zu schaffen. Dies möchte jeder und darüber erreicht man den Einzelnen. Genauso ist es mit dem Klimaschutz. 
Hier steckt die Idee der Identifizierung mit der Stadt dahinter. Es gibt einen Anspruch der Bevölkerung, auf 
den die Politik dann reagieren muss.“           (Heinrich Bruns, Stadt Münster, Amt für Grünflächen und Umweltschutz).

58 Schlussfolgerungen



Passivhaus-Studentenwohnheim Neue Burse, Wuppertal

ation der jeweiligen Kommune zuge-
schnittene Anpassungsmaßnahmen 
rechtzeitig einzuplanen. Der Aufbau 
entsprechender Kapazitäten und Ins-
titutionen steht gegenwärtig erst am 
Anfang. Eine Aufgabe eines landes-
weit angelegten und lokal nutzbaren 
Wissensmanagements muss darin 
bestehen, das (Experten-)Wissen um 
die globalen und regionalen Folgewir-
kungen des Klimawandels in anste-
hende Planungs- und Investitionsent-
scheidungen einzubringen. 

Klimaschutz zwischen 
EU, Bund, Land und der 
kommunalen Ebene

Die Integration des Klimaschutzes in  
die Stadtentwicklung wird auch in Zu- 
kunft ein zentrales Handlungsfeld blei- 
ben. Klimaschutz und Klimawandel  
sollten sich als substanzielle Bestand- 
teile in allen kommunalen Konzepten 
und Planungen, als Querschnittsthema  
in allen kommunalen Handlungsfel-
dern und als Basisthema der Verstän-
digung auf allen hierarchischen Ebe-
nen wiederfinden. 

Zur Umsetzung der Doppelstrategie 
von Adaptation und Mitigation bedarf 
es allerdings weiterhin einer überört-
lichen Unterstützung. Mithilfe von 
Maßnahmen auf EU-Ebene haben der 
Bund und das Land Nordrhein-Westfa-
len Maßnahmenpakete aufgelegt, die 
Kommunen in der Entwicklung und 
Umsetzung ihrer jeweiligen Doppel-
strategie aktiv unterstützen. Vor dem 
Hintergrund steigender Schuldenlas-
ten in kommunalen Haushalten wird 
dieser Bedarf bleiben. Die anstehen-
de Weiterentwicklung der EU-Struk-
turfonds oder der nationalen Stadt-
entwicklungspolitik deutet darauf hin, 
dass dieser Unterstützungsrahmen 
auch weiterhin bestehen wird.
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